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Laien im pastoralen Dienst

Laien als Gemeindeseelsorger und Gemeindeseelsorgerinnen sind

- ein Vierteljahrhundert nach der Einführung dieses kirchlichen Amtes
- zumindest in den deutschschweizerischen Bistümern nicht mehr weg-
zudenken. 1965 wurde es vom Zweiten Vatikanischen Konzil im Grund-
satz ermöglicht: Die Laien haben die Befähigung, «zu gewissen kirch-
liehen Ämtern (munera) herangezogen zu werden, die geistlichen Zielen
dienen» in schwierigsten Fällen können sie sogar - soweit möglich (pro
facultate) - an die Stelle der Priester tretend Ende der 60er, Anfang der
70er Jahre wurden dann in Deutschland, Österreich und der Schweiz die
ersten theologisch voll ausgebildeten Laien in den kirchlichen Dienst
aufgenommen. Heute ist die Entwicklung an einem Punkt, der manche
befürchten lässt, die immer weiter gehende Übertragung des Leitungs-
dienstes in der Gemeinde an Laien gefährde die sakramentale Grund-
struktur der Kirche und habe schwierige Identitätsprobleme für die
Priester wie für die so beauftragten Laien zur Folge. Die Beauftragung
von Laien mit der Seelsorge in einer Gemeinde - zumal ohne Priester
am Ort - müsse deshalb umsichtig geschehend Auch wer diese Befürch-
tung nicht teilt, wird den Einsatz von Laien in der Seelsorge nicht nur
pragmatisch ordnen, sondern auch mit einem sorgfältigen Nachdenken
begleiten wollen.

Dazu liegt nun seit kurzem eine hilfreiche Studie vor, die ausführ-
lieh und genau darstellt, wie die vom Konzil theologisch eröffnete Mög-
lichkeit der pastoralen Mitarbeit von Laien verwirklicht und kirchen-
rechtlich geordnet wurded In dieser von der Kirchenrechtlichen Fakultät
der Universität Gregoriana als Dissertation angenommenen Arbeit
zeigt unser Mitarbeiter Adrian Loretan im wesentlichen den Rahmen
auf, den das universalkirchliche und partikularkirchliche Recht dem
Amt «Laie in der Seelsorge» vorgegeben und nachgereicht - hat
(1. Teil: Partikularkirchliche Ortsbestimmung; 2. Teil: Universalkirch-
liehe Ortsbestimmung).

Die partikularkirchliche Ortsbestimmung bezieht sich auf die Ge-
gebenheiten in der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz, und
für beide Länder hat der Verfasser einen Dreischritt gewählt: Zunächst
zeigt er die geschichtliche Entwicklung des kirchlichen Berufes des
Pastoralreferenten, der Pastoralreferentin bzw. des Pastoralassistenten,
der Pastoralassistentin auf, die er in Deutschland mit dem Beruf der
Seelsorgehelferin und in der Schweiz mit dem Beruf des Katecheten be-
ginnen lässt. Anschliessend geht er dem Bemühen nach, in die jeweilige
Praxis Ordnung zu bringen, das heisst einerseits den Beschlüssen der
Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland
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und der Synode 72 und anderseits den Richtlinien und Rahmenordnun-
gen der jeweiligen Bischofskonferenzen. Die einlässliche Darstellung
bringt natürlich Brüche in der Entwicklung zutage, die zu Wider-
Sprüchen zwischen Beschlüssen der Synoden und späteren Beschlüssen
der Bischofskonferenzen geführt haben, sie benennt aber auch Unter-
schiede - oder Widersprüche - zwischen den beiden partikularkirch-
liehen Ordnungen.

Im zweiten Teil bringt der Verfasser die universalkirchliche Orts-
bestimmung auf die Begriffe: Der Laie im pastoralen Dienst ist ein
C/träfg/äwö/ger, der als Mc7î//c/m7cer ein kirchliches Amt innehat, das
mit der Teilhabe an der Ausübung von ./uràrfzVc/zYm (Leitungsvollmacht)
verbunden sein kann. In allen vier Kapiteln - 1. Christgläubiger, 2.

Nichtkleriker, 3. Amtsträger, 4. Jurisdiktionsträger - kommen zentral
die Lehre des Zweiten Vatikanischen Konzils, die nachkonziliare Ge-
setzgebung und namentlich der Codex Iuris Canonici von 1983 zur Dar-
Stellung. Ergänzt wird diese zentrale Darstellung durch die Fragestellun-
gen vertiefende geschichtliche und begriffsgeschichtliche Erörterungen:

Im 1. Kapitel wird verdeutlicht, dass die Tria-Munera-Terminolo-
gie von Konzil und Kodex - das dreifache Amt Christi als priesterliches,
prophetisches und königliches - die gleiche Würde aller Christen und
Christinnen betont. Im 2. Kapitel wird die gleichzeitige Erneuerung des

Ständigen Diakonats und das Entstehen der pastoralen Laiendienste
ekklesiologisch als erneuerte Sicht des gesamten, in sich gegliederten
Volkes Gottes erklärt. Im 3. Kapitel wirft Adrian Loretan einen kurzen
Blick auf die historische Erforschung der Frauenämter und die Entwick-
lung des Amtes des KatechisterU nachdem er den veränderten Amts-
begriff in der theologisch-kanonistischen Diskussion dargelegt hat.

Besonders spannend ist im 4. Kapitel der geschichtliche Rück-
blick auf die Unterscheidung und dann Trennung von Weihevollmacht
und Jurisdiktionsvollmacht, der belegt, dass die heute namentlich von
deutscher Seite angemahnte unbedingte Zusammengehörigkeit von
Weihe- und Leitungsvollmacht sich nicht fraglos auf die Tradition
berufen kann. Die kanonistische Analye von Adrian Loretan ergibt
zudem: «Neben dem geweihten Amt (<ministerium ordinaturm) gibt es

in der Kirche auch ein von der Hierarchie beauftragtes Amt (<ministeri-
um institutum>), das teilhaben kann an der Ausübung von Leitungsvoll-
macht durch Amtsbefugnis oder durch Delegation.» ®

In einem abschliessenden Ausblick skizziert Adrian Loretan theo-
logisch-kanonistische Perspektiven, bei denen er unter anderem die
theologischen Bedenken gegenüber einem gefährlichen Auseinander-
driften von Weihe- und Leitungsvollmacht thematisiert. Diese Gefahr
könnte seines Erachtens gebannt werden, wenn sich die Pastoralreferen-
ten bzw. Pastoralassistenten zu Diakonen weihen Hessen und wenn
einmal auch die Pastoralreferentinnen bzw. Pastoralassistentinnen zur
Diakonatsweihe zugelassen werden könnten und sich dann ebenfalls
weihen Hessen.

Heute stehen die Laienämter indes stark unter dem Druck des

Priestermangels. Da aber fehlende Priester nur durch Priester und
weder durch Laienseelsorger und Laienseelsorgerinnen noch durch Dia-
kone (und gegebenenfalls Diakoninnen) ersetzt werden können, bleibt
mein Eindruck nach dem Studium der anspruchsvollen und anregenden
Studie von Adrian Loretan: Das Kirchenrecht ist sehr flexibel, indem es

mit der pastoralen Situation aufgrund der lehramtlichen Vorgaben
konstruktiv umgeht; es löst aber die Grundprobleme nicht und kann
sie auch nicht lösen, weil es lehramtlicher und praktischer Bewegung
bedürfte: Die Erneuerung der christlichen Gemeinden und die Erneue-

Kirche
der Welt

«Unterwegs
zur Einheit»
Der 92. Deutsche Katholikentag, vom

29. Juni bis 3. Juli in Dresden und damit
erstmals in einem neuen Bundesland
durchgeführt, zeigte sowohl das vertraute
Bild eines Katholikentages als auch ein ei-

genes Profil. «Unterwegs zur Einheit» lau-
tete sein Leitwort und damit auch seine

Thematik, die im Programm in vier The-
menbereiche - «Themenbögen» - entfal-
tet wurde:... damit Leben lohnt, damit
Einheit gelingt,... damit Menschheit über-
lebt,... damit Glaube wächst. Diese The-
menbereiche wurden am Donnerstag und
Freitag in den vor- und nachmittäglichen
Arbeitsteilen in Foren, Zentren, Werk-
statten und Treffpunkten abgehandelt.
Vor, zwischen und nach den Arbeitsteilen
wurden Gottesdienste, Bibelarbeiten,
Vorträge und kulturelle Veranstaltungen
angeboten. Zu den zentralen und pro-
grammatischen Veranstaltungen des Ka-
tholikentages gehören immer auch seine

Eröffnung und Hauptveranstaltung am
Samstag sowie der sonntägliche Haupt-
gottesdienst. Eine Besonderheit von Dres-
den war die sogenannte Kirchenmeile und
die Gestaltung des Samstags als «Dres-
dentag», zu dem alle Dresdnerinnen und
Dresdner eingeladen und an dem die Ver-
anstaltungen für alle Interessierten offen
waren. Die Teilnehmenden - auf der Pres-
sekonferenz vom Freitag war die Rede

von 33 000 Dauergästen, wovon 6000 aus
den neuen Bundesländern - konnten so

aus einem Angebot von gut 1000 Veran-
staltungen ihr persönliches Programm zu-
sammenstellen.

Weit weniger Anziehungskraft als auf
früheren Katholikentagen hatte der «Ka-
tholikentag von unten», der sich diesmal
«Kirchentag von unten - ökumenisch»
nannte. Wieweit dies einer Schwächung
des Netzwerkes der Initiative Kirche von
unten und wieweit dem besonderen Profil
des Dresdener Katholikentages zuzu-
schreiben ist, braucht hier nicht beantwor-
tet zu werden. Denn in der Vorbereitung
von Dresden wurden, abgesehen von den
ostdeutschen Mitgliedern des Zentralko-
mitees der deutschen Katholiken (ZdK) -
das die Katholikentage trägt -, die spürbar
weniger Berührungsängste haben als die
westdeutschen, auch «basiskirchliche»

Gruppierungen einbezogen. Auf der Er-
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rung der ihnen angemessenen Dienste. Denn eine solche Bewegung
dürfte auch die Frage nicht abwehren: Warum «weiht man die, welche de
facto die Gemeindeleitung weitestgehend schon wahrnehmen und sich
darin zu einem grossen Teil auch bewährt haben, nicht zu Priestern und
damit zu vollgültigen Gemeindeleitern?»T i?o//Weihe/

' Apostolicam actuositatem, 17.
- Apostolicam actuositatem, 24.
' Der Leitungsdienst in der Gemeinde. Referat von Bischof Dr. Walter Kasper beim

Studientag der Deutschen Bischofskonferenz in Reute, 23. Februar 1994. Vom Sekretariat der
Deutschen Bischofskonferenz (Kaiserstrasse 163, D-53113 Bonn) herausgegebene Arbeitshilfe 118.

' Adrian Loretan, Laien im pastoralen Dienst. Ein Amt in der kirchlichen Gesetzgebung:
Pastoralassistent/-assistentin. Pastoralreferent/-referentin (Praktische Theologie im Dialog, Band
9), Universitätsverlag. Freiburg Schweiz 1994, 405 Seiten.

* Auch die eingangs angesprochene Befürchtung hat die Situation vor Augen, dass Kate-
chisten - und Ordensfrauen - in den sogenannten Missionsländern der Dritten Welt eine De-facto-
Gemeindeleitung ausüben. Der Leitungsdienst in der Gemeinde, S. 20.

" AaO., S. 342 f. In jüngster Zeit scheint indes auch in den «deutschen» Standpunkt Bewe-

gung gekommen zu sein; vgl. Heribert Schmitz. «Gemeindeleitung» durch «Nichtpfarrer-Priester»
oder «Nichtpriester-Pfarrer». Kanonistische Skizze zu dem neuen Modell pfarrlicher Gemeinde-
leitung des c. 517 § 2 CIC, in: Archiv für katholisches Kirchenrecht 161 (1992) S. 329 ff.

' Der Leitungsdienst in der Gemeinde. S. 21.

Öffnungspressekonferenz des «Kirchen-
tags von unten - ökumenisch» wurde denn
auch von der «Offenheit von Dresden»

gesprochen, misstrauisch äusserten sich
die Sprecher nur im Blick auf künftige Ka-
tholikentage. Dresden, dessen Einwoh-
nerschaft zu drei Vierteln kirchlich nicht
gebunden, zu knapp einem Viertel evan-
gelisch und zu nur 4% katholisch ist, zwin-

ge eben zu einer Offenheit. Diese Offen-
heit erklärte auf der Eröffnungspresse-
konferenz des Katholikentages Bischof
Joachim Reinelt als Ortsbischof auch auf
die Teilnehmenden hin. «Niemand muss
zu Hause bleiben. Wir sind offen für jedes
ernsthafte Gespräch, auch mit denen, für
die der Name <Gott> nichts bedeutet.» Als
Gesprächsangebot war denn auch die Kir-
chenmeile konzipiert, die sich mit rund
zweihundert Zelten und vier Bühnen über
zwei Kilometer längs durch die Dresdner
Innenstadt zog. Katholische Verbände,
Organisationen und Institutionen infor-
mierten hier, gegebenenfalls mit ihren
ökumenischen Partnern, und luden so

zum Gespräch ein.

Profil und Offenheit
Auf der zweiten Pressekonferenz

unterstrich Bischof Joachim Reinelt die
ökumenische Offenheit des gesamten Ka-
tholikentags; es habe noch nie einen Ka-
tholikentag gegeben, bei dem soviel Enga-
gement der evangelischen Kirchen er-
kennbar gewesen sei wie in Dresden: und
auch die orthodoxe Kirche, die methodi-
stische Kirche und die jüdische Gemeinde
hätten sich beteiligt. Der evangelisch-lu-
therische Landesbischof Volker Kress be-
zeichnete den Katholikentag als gute Her-
ausforderung, Gastfreundschaft zu be-
währen und so mit Selbstverständlichkeit
an das anzuknüpfen, was die vergangenen
Jahrzehnte die Kirchen gelehrt haben: zu-
sammenzugehören und sozusagen in der
Freiheit des Glaubens zu üben, «unter-
schiedlich gemeinsam zu sein». «Was uns
gemeinsam beschäftigen, ja umtreiben
muss, ist die Frage nach der Rolle des
Glaubens in einer säkular gewordenen
Welt. Hier im Osten leben wir in einer nur
noch sehr verborgen vom Christentum ge-
prägten Welt. Ich persönlich bin der Mei-
nung, dass wir darin einer vergleichbaren
Entwicklung in den westlichen Bundes-
ländern nur graduell, nicht mehr prinzipi-
eil voraus sind.» Deshalb hätten die ost-
deutschen Kirchen in das kirchliche Ost-
West Gespräch ihre Diasporaerfahrung
als etwas Gewichtiges einzubringen.

Zu dieser Diasporaerfahrung gehört,
was ZdK-Vizepräsidentin Maria Luise
Blazejewski auf der Hauptveranstaltung

auf den Punkt brachte: «Leben lohnt,
wenn ich Gräben überspringe! Unüber-
sehbar trennende Gräben sind verschiede-
ne Lebenserfahrungen und Lebenserwar-
tungen, unterschiedliche kulturelle Sozia-
lisation und Tradition in unserer Gesell-
schaft. Verwirrend vielfältig sind die

Angebote. Beides macht Angst. Es verlei-
tet dazu, Sicherheit vor Selbstentfrem-
dung und Überfremdung in geschlossenen
Kreisen zu suchen, sich abzugrenzen. Wer,
wenn nicht wir, könnte es wagen, dieser

Versuchung zu widerstehen, sich einzulas-

sen, ansprechbar, hörbereit und wand-
lungsfähig zu sein. Brücken der Mit-
menschlichkeit über Gräben zu bauen?»

Die Bereitschaft, sich einzulassen, war
auch dem Programm anzumerken, indem
Themen, die bisher eher ausgeklammert
blieben und deshalb vom «Katholikentag
von unten» aufgenommen werden muss-
ten, diesmal zur Sprache kamen. So gab es

beispielsweise in der Werkstatt «Inner-
kirchlicher Dialog» ein Forum zum Thema
«Diskriminierung in der Kirche»; ein Ge-
genbeispiel lieferte Erzbischof Johannes

Dyba, als er auf dem Forum zum «Dialog-
papier» des ZdK so ausfällig wurde, dass

sich das ZdK zu einem öffentlichen Pro-
test veranlasst sah.

Zu der in Dresden ansonsten erfahre-
nen Hörbereitschaft gehört nicht zuletzt,
dass erstmals auch Prof. Hans Küng zur
Mitwirkung an einem Katholikentag ein-
geladen worden war. Im Treffpunkt «Ju-

gend» beteiligte er sich am Forum «Men-
schenrechte, ein Ethos für alle?!», und im
Treffpunkt «Konziliarer Prozess» hielt er
im Forum «Unser Licht heisst Christus»
den Hauptvortrag, in dem er sich vor al-
lern mit den Programmworten Weltfrie-

den, Weltreligionen und Weltethos aus-
einandersetzte und dabei für Offenheit
wie Profil plädierte: Das Projekt Welt-
ethos fordere keine Front gegen die Nicht-
glaubenden, sondern geradezu die Allianz
von Glaubenden und Nichtglaubenden für
ein neues gemeinsames Basisethos; ander-
seits sei das spezifische christliche Ethos
für Christen eine einzigartige Vertiefung,
Konkretisierung und Radikalisierung des

Weltethos.
Das von der Trägerschaft dem Katholi-

kentag vorgegebene Profil kommt vor al-
lern in der Struktur des Kernprogramms
zum Ausdruck. Der Themenbogen «... da-
mit Leben lohnt» widmete sich, wie ZdK-
Präsidentin Rita Waschbüsch auf der
Eröffnungspressekonferenz formulierte,
«der immer häufiger zu spürenden Suche
nach tragfähigen Begründungen, Werten
und Zielen menschlichen Lebens und
Zusammenlebens». Der Themenbogen
«... damit Einheit gelingt» befasste sich
mit Gestaltungsaufgaben in Gesellschaft
und Politik. Der Themenbogen «... damit
Menschheit überlebt» thematisierte «die

Verantwortung in und für Europa sowie
für Frieden, Gerechtigkeit und Bewah-

rung der Lebensgrundlagen weltweit». Im
Themenbogen «... damit Glaube wächst»
ging es um die Einheit der Christen und
Christinnen und ihrer Kirche. Das religi-
Öse Gespräch verlief aber nicht nur inner-
christlich, wie ZdK-Rektor Wilfried Ha-
gemann betonte, weil das christlich-jüdi-
sehe Gespräch unverzichtbar zu einem
Katholikentagsprogramm gehöre; das

christlich-muslimische Gespräch hingegen
steht noch in den Anfängen, und in Zu-
kunft dürfte das christlich-agnostische Ge-
spräch wichtig werden.
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Ich bin vom Himmel, eine Art Brot
76. Sonntag nn /fl/zres/zre/v /o/z 6,24-55

Brotrede heisst dieser Teil des 6. Jo-

hanneskapitels. Brot ist sozusagen die
Klammer, die das ganze zusammenhält.
Zuerst geht es um das Brot, das den

Magen satt macht (1-15), dann um das

Manna, das Mose vom Himmel regnen
liess, dann um das Brot, das der Vater
im Himmel gegeben hat, Jesus (24-50),
und schliesslich um das Brot, das Jesus

geben wird (ab 51).
Vom Brot ausgehend werden dann

Aussagen gemacht über den Glauben
an Jesus, über seine Herkunft, über das

Leben, das er den Menschen geben darf,
und dann über das Essen eines neuen
Brotes, durch das man dieses Leben in
sich aufnimmt.

Die Themen werden aber wie immer
im Johannesevangelium nicht schön der
Reihe nach angegangen, sondern in-
einander verwoben. Besonders die Aus-

sagen über die Herkunft Jesu vom Hirn-
mel und seine Gabe, das Leben, sind
in den Versen 24-50 (für den 18. und
19. Sonntag) immer wieder ineinander
geschoben. Der Evangelist wird es uns
nicht übel nehmen, wenn wir sie ge-
trennt angehen.

Ich bin vom Himmel. Das Stichwort
geben die Gesprächspartner Jesu, in-
dem sie an das Manna erinnern.
Das war, so meinen sie, ein richtiges
Wunder, durch das Mose seine Sen-

dung beglaubigt hat: «Brot vom Hirn-
mel gab er ihnen zu essen» (31). Da-
mit wir dir glauben könnten, müsstest
du auch so ein sensationelles Wunder
vollbringen. Du musst unwiderleglich
dartun, dass der Himmel, Gott, mit dir
ist.

Jesus scheint zunächst ihre naturwis-
senschaftlichen Kenntnisse korrigieren
zu wollen: Das Manna ist innerweltlich,
wie Wolken und Regen: jener «Hirn-
mel» war die Atmosphäre - das war
gewiss auch für denkende Juden keine
Offenbarung. Himmel im eigentlichen
Sinn meint etwas anderes: die Wohnung
Gottes, oder richtiger: Gott selbst. «Ich
bin vom Himmel» heisst damit ein-

deutig: «Ich bin von Gott».
Sie machen nochmals einen Ein-

wand: Jeder Mensch wird gezeugt und

geboren von Eltern. «Sie murrten und

sagten: Ist das nicht der Sohn Josefs,
dessen Vater und Mutter wir kennen?
Wie kann er jetzt sagen: Ich bin vom
Himmel herabgekommen» (42)? Jesus

begegnet dieser Einrede nicht mit einer
Erklärung - wie sie dem Evangelisten
aus Matthäus und Lukas eigentlich
bekannt sein musste - über die Jung-
frauengeburt und die Empfängnis vom
Heiligen Geist. Auch ein normal irdi-
sches Empfangen- und Geboren-Wer-
den kann mit der direkten Herkunft von
Gott zusammengehen. Allerdings ist
diese Herkunft von Gott nicht biolo-
gisch feststellbar; sie kann nur geglaubt
werden. Und der Glaube ist Geschenk.
«An mich glauben» und «zu mir kom-
men» ist offenbar das gleiche (35). Zu
mir kommen kann einer nur, «wenn der
Vater, der mich gesandt hat, ihn zieht»
(44). (In der Einheitsübersetzung steht
für das gute Wort «ziehen» das blassere
«Er führt ihn zu mir»),

Jesus ist vom Himmel, von Gott.
Darüber wird dann aber noch mehr aus-

gesagt. Wer Ohren hat zu hören, kann in

diesem Text auch etwas vom inneren
Leben Gottes erfahren. So wenn der
Menschensohn wie selbstverständlich
Gott seinen Vater nennt. Dieser Vater
hat ihn «mit seinem Siegel beglaubigt»
(27). (Sei besiegelt mit der Gabe Gottes,
dem Heiligen Geist - Firmung.) Nur er,
«der von Gott ist, hat den Vater ge-
sehen» (46), niemand sonst - ein ein-
maliges und für niemand sonst zugäng-
liches Verhältnis also.

Der Vater hat ihn als eine Art Brot
gegeben. Ich bin das Brot. Das ist keine
Gleichung, sondern ein Bildwort. Er ist
ein Brot so wie er der gute Hirt ist, wie
er die Tür zu den Schafen ist, wie er der
Weinstock ist oder der Weg.

Über die am stärksten betonte Be-

ziehung zwischen Brot und Leben,
werden wir am nächsten Sonntag etwas
hören. Brot soll aber noch etwas ande-

res aussagen. Wer in der Morgenfrühe
Brot kaufen geht, denkt wohl nicht
in erster Linie: Ich muss mir mein
Leben erhalten. Er freut sich vielmehr
am guten Duft, der aus der Backstube
kommt, der Duft von gutem Brot. Und
er weiss, das Brot wird ihm schmecken.
Duft und Geschmack sind ihm mehr als

das Nahrungsmittel. Wenn nun Jesus

sagt, er sei ein Brot vom Himmel, so will
er für uns etwas rundum Gutes sein, für
Leib und Seele gut. Mag man auch vom
«Brot der Engel» reden; wozu in himm-
lische Sphären gehen? Schlichter ist
schöner: Jesus ist uns gegeben als ein

gutes Brot.
Auftrag: Wir sollen dann auch für-

einander ein gutes Brot sein.

Kor/ Sc/m/er

Auffallen mussten die vielen in Frage-
form formulierten Veranstaltungstitel.
Dazu erklärte Rita Waschbüsch, es könne
unterschiedliche Antworten auf diese Fra-

gen geben, die ihre jeweilige Gültigkeit
hätten. Denn der Katholikentag verstehe
sich als Forum sachlichen Austauschs von
Argumenten, als Orientierungs- und Ent-
scheidungshilfe. Allerdings sei, bei aller
Verschiedenheit, in den wichtigsten Fragen
unserer Zeit ein Mindestmass an Über-
einstimmung anzuzielen, um die Probleme
lösen zu können, die die Zukunft stellt.

«Der andere Katholizismus»
Wie reichhaltig das Programmangebot

insgesamt war, kann ein Beispiel veran-

schaulichen: Zwischen der Eröffnungs-
Pressekonferenz des Katholikentages und

jener des Kirchentages von unten hatte
ich Zeit, die Gemäldegalerie Alte Meister
im Semperbau/Zwinger aufzusuchen, und
dort wurde im Rahmen des Katholikenta-
ges die Sonderführung «Christliche Moti-
ve in Gemälden alter Meister» angeboten.
Für mein Besuchsprogramm hatte ich mir
im Blick auf meine Berichterstattung in
diesen Spalten eine Reihe innerkirchli-
eher Themen zusammengestellt.

Als erstes Forum besuchte ich in der
Werkstatt «Innerkirchlicher Dialog» jenes
«für eine dialogisch-offene, ökumenisch-
katholische Kirche», das verschiedene
und unterschiedliche reformerische Grup-

pen ins Gespräch bringen wollte; aus der
Schweiz war die Aufbruch-Bewegung an-
gesagt, der eine Teilnahme dann aber
nicht möglich war. Ehe sich zehn Gruppen
vorstellen und einander auch Fragen stel-
len konnten, entwickelte Prof. Norbert
Greinacher einen Gedankengang zum Zu-
einander von «Amtskatholizismus» und
«anderem» Katholizismus. Dabei verstand
er «den anderen» im Sinne von Emmanu-
el Levinas als unbedingte Kategorie: «der
andere» gehört wesentlich zu mir, ich und
der andere sind durch eine dialogische
Struktur miteinander verbunden. So

braucht der «Amtskatholizismus» den
«anderen» Katholizismus wie umgekehrt
dieser den «Amtskatholizismus» braucht.
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Durch das Brot Jesus leben

79. So/wtag zra 7o/z 6,47-57

Eindringlich steht es da: Das Brot
Jesus bewirkt Leben. Zweimal wörtlich
gleich: «Ich bin das Brot des Lebens»
(35 und 48). «Müht euch um die Speise,
die für das ewige Leben bleibt» (27).
«Das Brot, das mein Vater gibt, gibt
der Welt das Leben» (33). «Ich bin das

lebendige Brot.» «Wer von diesem Brot
isst, wird in Ewigkeit leben» (51).

Das gewöhnliche Brot macht satt,
stillt den Hunger, garantiert das Weiter-
leben. Auch das Manna war ein solches

Brot. Das Brot Jesus bewirkt auch Le-
ben, aber offenbar ein anderes Leben.
Was für ein anderes? Wir sind von der
theologischen Redeweise her sofort
bereit mit Ausdrücken: Dieses andere
Leben ist das Gnadenleben, ist das

ewige Leben im Himmel, ist das über-
natürliche, ist das göttliche Leben in
uns. Es dürfte sich aber lohnen, griind-
licher darüber nachzudenken, was Le-
ben überhaupt ist und wie sich dieses
andere Leben vom gewöhnlichen Leben
unterscheidet.

Leben hat sozusagen eine horizon-
tale und eine vertikale Dimension.

Die Horizontale ist die Dauer des

Lebens. Da ist es klar: Es gibt das Brot,
die Speise, die verdirbt (27). Wer nur
dieses Brot kennt, geht dem Tod ent-

gegen. «Eure Väter haben in der Wüste
das Manna gegessen und sind gestor-
ben» (49).

Das Brot Jesus aber bewirkt ein
Leben ohne Ende. «Wer von diesem
Brot isst, wird in Ewigkeit leben» (51).

Es wirkt sich aber auch im Diesseits
schon aus. Es ist nämlich auch «ein Brot
für das Leben der Welt» (51; 33), also
auch hier und jetzt.

Und die vertikale Dimension des

Lebens? Damit sind sämtliche Lebens-

äusserungen gemeint. Beim natürlichen
Leben das Denken, das Lieben, das

Fühlen, das Wollen, das Streben, dann
das Sehen, Hören, Reden usw. Das
äusserlich feststellbare Zeichen für die-
ses Leben: es ist mit Bewegung ver-
bunden, innerer oder äusserer; es ist
etwas Lebendiges.

Beim Leben, das Jesus vermittelt,
sind die Lebensäusserungen Glauben,
Hoffen, Lieben, Vertrauen; alles, was

uns mit Gott verbindet, von Gott aus-

geht und zu ihm zurückkehrt. «Wer
glaubt, hat das ewige Leben» (47). «Wer
zu mir kommt, wird nicht mehr hun-

gern; wer an mich glaubt, wird nicht
mehr dürsten» (35).

Die Verbindung zwischen Jesus und
seinen Jüngern wird im Neuen Bund
vor allem mit einer Reihe von Proposi-
tionen umschrieben: In, durch, von, mit.

7«. «Wenn ihr das Brot nicht esst,
habt ihr das Leben nicht /« euch» (53);
wer es aber isst, «der bleibt /« mir und
ich bleibe /« ihm» (56). Vor allem bei
Paulus kehrt das «7/i C/zràft«» in immer
neuen Wendungen wieder. Für ihn gilt
es, «Christus zu gewinnen und Zw ihm zu
sein» (Phil 3,8 f.). «Nicht mehr ich lebe,
Christus lebt in mir» (Gal 2,20). Oder
zusammenfassend: «Das Leben ist für

mich Christus und Sterben ist mir Ge-
winn» (Phil 1,21). In die gleiche Rieh-

tung zielt das Gleichnis vom Weinstock:
«Bleibt /« mir, dann bleibe ich in euch

(Joh 15,4).
DurcA «Wie ich rftjrc/z den Vater

lebe, so wird jeder, der mich isst, dnrcÄ
mich leben» (57).

Von. «Wer von diesem Brot isst, wird
in Ewigkeit leben» (51). «Wenn jemand
rfnvon isst, wird er nicht sterben» (50).

M/Z. «Euer Leben ist rn/r Christus
verborgen in Gott» (Kol 3,3). «Wir wur-
den mir ihm begraben» (Rom 6,4).
«Sind wir m/r Christus gestorben, so

glauben wir, dass wir auch m/r ihm leben
werden» (ebd. 6,8).

Der Kolosserbrief wagt das gleiche
nicht bloss von der Erlösung, sondern

sogar von der Erschaffung zu sagen:
«7n ihm wurde alles erschaffen, r/rwe/r

ihn und an/ ihn hin; er ist vor aller
Schöpfung; /n ihm hat alles Bestand»
(1,16 f.).

Wir nehmen das gleiche Struktur-
prinzip der Heilsgeschichte in der

grossen Doxologie der Eucharistiefeier
dann auf und sagen: Denn eiwe/r ihn
und m/r ihm und /« ihm ist dir, Gott, alle
Herrlichkeit und Ehre. Kar/ Sc/mfer

Der afa SeeDorger rär/ge promovierte
77;eo/oge Kar/ Sc/m/er, der Z968-Z9SJ M/r-
reda/rtor der SKZ and 7972-7982 ßric/ro/s-
v/fcar war, sc/rre/ör /ür a/u regelmässig e/rrea

/romZ/er/sc/rea /mpu/s zrz dea /ewei/s /roar-
melden Softnfags- Festfflgsevßnge/ze/i

In einem Rückblick zeigte Prof. Greinach-
er, wie es in der Kirchengeschichte immer
auch einen «anderen» Katholizismus ge-
geben und wie das Zweite Vatikanische
Konzil Anliegen des «anderen» Katholi-
zismus gutgeheissen hat. Auf den nach-
konziliaren Synoden sei es zu einer Koali-
tion des «Amtskatholizismus» und des

«anderen» Katholizismus gekommen; in
den letzten Jahren indes habe sich der
«andere» Katholizismus wieder eigenstän-
dig formieren müssen, weil die «Amtskir-
che» kirchliche Strukturreformen verhin-
dere. Unter diesen Verhältnissen gebe es

eine «Versektungsgefahr» für den «Amts-
katholizismus» wie für den «anderen» Ka-
tholizismus. Zu dessen Bannung könne
der «andere» Katholizismus dadurch bei-

tragen, dass er in der Kirche Freiheit ein-
klagt. Der «andere» Katholizismus müsse

deshalb 1. eine eigene jesuanische Spiri-
tualität, eine Spiritualität der Befreiung
weiterentwickeln; er müsse 2. der Gefahr
entgehen, sich auf innerkirchliche Proble-
me einzuschränken; 3. müsse er selbstbe-
wusster werden, Gegenmacht entwickeln;
und 4. müsse er mehr als bisher in den
zivilen Ungehorsam einüben, punktuell
gegen Entscheide Widerstand leisten. Da-
bei dürfe er sich zum einen vom «Amts-
katholizismus» nicht abspalten und nicht
abdrängen lassen und zum andern den

Anspruch der christlichen Freiheit nicht
verloren gehen lassen.

Problematische Gruppen
Zu der von Prof. Greinacher eher

beiläufig angesprochenen Sektenthematik
bot der Treffpunkt «Sekten und neue
Heilslehren» verschiedene Veranstaltun-

gen an. Ein Vortrag von Hans Liebl be-
fasste sich unter dem Titel «Was ist eine
Sekte?» mit der Psychostruktur von Sek-
ten und Sektenanhängern, wobei er sich
auf seine zwölfjährige Beratungstätigkeit
in München stützte. Gleich einführend
rückte er die Fragestellung in die Nähe
seiner Zuhörer und Zuhörerinnen: «Es

gibt für jeden eine Sekte, die im richtigen
Augenblick zu ihm passt.» Das Gefährli-
che wäre demnach, im falschen Augen-
blick von der falschen Gruppe verein-
nahmt zu werden.

In einem ersten Gedankengang ordne-
te Hans Liebl diese Gruppen bestimmten
Kategorien zu: So gebe es 1. Guru-Sekten,
die geistliche Führung anbieten und auf-
fallend häufig Frauen zwischen 30 und 40

ansprechen, die in den Kirchen eine geist-
liehe Begleitung vermissen; 2. aus dem
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Christentum herausgewachsene Gruppen
(wozu Hans Liebl die Neuoffenbarungsre-
ligionen, aber auch gewisse freie Christen-
gemeinden rechnet, von denen es allein in
München rund 5000 gebe), 3. Gruppen,
die auf das Selber-Machen abstellen (wie
die Scientology), 4. Gruppen mit ausser-
gewöhnlichen Informationen (Spiritismus,
Okkultismus). Angesprochen werden
könnten Menschen von diesen Gruppen,
weil sie 1. durch bestimmte Informationen
bzw. Methoden eine Erleichterung brin-
gen, 2. den Zugang leicht machen (den
Austritt dann allerdings nicht mehr), 3. die
Grenzen zwischen richtig und falsch klar
bestimmen und 4. Erklärungen für
Schwierigkeiten zur Hand haben.

Das Gefährliche dieser Gruppen sieht
Hans Liebl in ihrer «Sektenmentalität»,
die für ihn verschiedene Momente aufwei-
sen kann: 1. Der Kontakt mit sich selber
und der Aussenwelt wird zugunsten der
Deutung durch die Lehre bzw. den Mei-
ster aufgegeben. 2. Die Wahrheitsgrenzen
werden so aufgezeigt, dass abgegrenzt,
ausgegrenzt und eingegrenzt wird. 3. Die
elitäre Annahme, zum heiligen Rest zu
gehören, fasziniert. 4. Die Unterordnung
unter die Heilsgemeinde ersetzt das Ge-
wissen. 5. Gehorsam, Hingabe und Selbst-

aufgäbe an die Gruppe wird als Glaube
gedeutet bzw. missdeutet. 6. Am Anfang
werden (im Gegensatz zu Orden oder
auch zum Zen) «Flitterwochen» des Lo-
bes und der Aufmerksamkeit vorgeschal-
tet. 7. Es wird mit Furcht- und Schuldge-
fühlen manipuliert. 8. Extrem gegensätzli-
che Gefühle werden erweckt, was destabi-
lisierend wirkt (Sekten brauchten deshalb

gute Seelsorger bzw. Verbraucherschutz).
9. Bei Endzeitgruppen kommt es zu einer
Desorientierung im Erleben des Zeitge-
fühls. 10. Es gibt keine Alternative und
deshalb keinen Ausweg.

Exklusivistische, totalitäre und ent-
fremdende Momente gibt es nicht nur in
sogenannten Sekten, sondern auch in den

Kirchen, namentlich auch in Gruppierun-
gen. Problematischen Gruppen innerhalb
der Kirche ging in einem Vortrag mit Dis-
kussion Prof. Wolfgang Beinert nach.
Schon mit dem Titel «Anfragen an uns
selbst» wurde verdeutlicht, dass nicht über
Gruppen geurteilt, sondern auf Gefahren
im eigenen Haus aufmerksam gemacht
werden sollte. Bei der Beschreibung der
Kennze/cAe« problematischer Gruppen
bzw. Tendenzen kamen ähnliche Momen-
te zur Sprache wie im Vortrag über söge-
nannte Sekten ausserhalb (oder am Ran-
de) der Kirchen: Totalitäre Züge, Allein-
Vertretungsanspruch, Reduktion der Wirk-
lichkeit durch dualistische Prinzipien,
Auserwählungsbewusstsein, Abkapse-

lung, Ritualisierung der Binnenkontakte
und Feindbilder, lauteten einige Stichwor-
te. Zur Bor.ycAfl/1 problematischer Grup-
pen merkte Prof. Beinert an, dass die bi-
blische Befreiungsgeschichte gegen Ver-
absolutierungen zur Geltung zu bringen
sei; das Fundament der Kirche sei ihre Ka-
tholizität. In bezug auf die Grant/gesta/r
der Gruppen stellte der Theologieprofes-
sor, im Wissen um die düsteren Seiten der
Kirchengeschichte, die universalistische
Tendenz der Religion als ganzheitlicher
Weg zu Gott heraus. Das Wesen der Reli-
gion könne aber in ihr Unwesen umschla-

gen, Religion könne zu einem Machtin-
strument mit Autoritarismus und religio-
sem Totalitarismus verkommen: zur Glau-
benslosigkeit unter dem Vorwand des

Glaubens. Zu den M;Yg//edscAa/f,wio//Ve«
zählte Prof. Beinert an erster Stelle die
Flucht von Christen in die Eindeutigkeit.
Zum einen wurden manche Katholiken
durch innerkirchliche Entwicklungen ver-
unsichert, zum andern kam die postmo-
derne Unsicherheit hinzu. Überdies ma-
che die gegenwärtige Polarisierung einige
zu Davonlaufenden und andere zu Sektie-

rern, die den Verlust der Fundamente fun-
damentalistisch zu überwinden versuch-
ten.

Diese allgemeinen Ausführungen er-
gänzte Albert Lampe mit Beobachtungen
aus der Beratungspraxis. Menschen, die
ausserhalb der Ortsgemeinde eine (neue)
Heimat suchten, würden sich heute vor-
wiegend entweder traditionsbezogen Pri-
vatoffenbarungen zuwenden oder freicha-
rismatischen, neupfingstlerischen Grup-
pen der freien Szene beitreten. Auch wer
nicht in Gruppen abwandere, suche Orte
und Zeichen des Heils zum Anfassen (um
beispielsweise feststellen zu können: «es

gibt noch gute Bischöfe»).

Konfliktfähig werden
Problematische Gruppen, aber auch

der «andere» Katholizismus geraten mit
dem «Amtskatholizismus» wie miteinan-
der immer wieder in Konflikt. Diese Kon-
flikte sind aber bei weitem nicht die einzi-

gen in unserer Kirche. Mit besonderem In-
teresse habe ich deshalb anschliessend das

im Rahmen des Themenkreises «... damit
der Glaube wächst» angebotene Forum
«Wie geht die Kirche mit ihren Konflikten
um? Katholiken und aktuelle innerkirchli-
che Probleme» besucht. Überraschend an
diesem Forum war, wie ernsthaft und un-
verkrampft zugleich die Frage angegangen
wurde. Dazu wählte Prof. Karl Berkel in
seinem Hauptreferat einen konsequent
organisationspsychologischen Zugang, wo-
bei er mit der persönlichen Seite von Kon-
flikten - von unser aller Schwierigkeit, mit

Konflikten umzugehen - begann. Zudem
sei die Art und Weise, wie innerkirchliche
Konflikte aufgegriffen und ausgetragen
würden, wesentlich verantwortlich für die
Kirchenverdrossenheit.

Aus seiner fachlichen Sicht unterschied
Prof. Berkel in der Kirche wie in jeder In-
stitution zwischen Beurteilungs-, Bezie-
hungs- und Bewertungskonflikten, wobei
sich Beurteilungskonflikte auf die Sache,
den Inhalt und die Aufgabenstellung be-
ziehen und es bei Bewertungskonflikten
um prinzipielle und grundsätzliche Fragen
geht.

Bewertungskonflikte bringen indes
nicht nur die Frage der grundsätzlichen
Richtung und Sinnorientierung zur Spra-
che, sondern auch die der Macht, der Par-

tizipation. Nicht dass in der katholischen
Kirche hierarchisch entschieden wird,
führt so zu Bewertungskonflikten, son-
dem wie entschieden wird: «ohne An-
hören und Gelegenheit zu Darlegung der
eigenen Gründe; ohne Einbezug in die

Vorbereitung von Entscheidungen; ohne
Kenntnis der Entscheidungsmechanis-
men; ohne Abstimmung und ausreichende
Konsultation oder wenn Beratung stattfin-
det, dann ohne Chance, dann ohne Ein-
fluss auf die offenbar schon von vornher-
ein festliegende Entscheidung; ohne
Chance, eine Entscheidung auch einmal
zu revidieren.»

Aufgrund seiner Erfahrung als Praxis-

begleiter und Supervisor schätzt Prof. Ber-
kel, dass Beurteilungs- oder Sachkonflikte
häufig in den Gemeinden auftreten, vor
allem wenn nur in Aktionen und Aktivitä-
ten gedacht wird, ohne zu fragen, wozu
das eigentlich getan werden soll und was
damit bezweckt wird. Wenn dann zur
Klärung der Sachfragen die Massstäbe
und die Führungskompetenz fehlen, wird
der Konflikt auf die Beziehungsebene ver-
lagert und damit personalisiert und emo-
tionalisiert. Der gleiche Mechanismus las-

se sich auf der Ebene der Institution beob-
achten. Wenn dort ein personalisierter Be-

urteilungskonflikt nicht zu lösen sei,

verlagere er sich überdies auf die Grund-
satzebene, wo er schier unlösbar sei.

Um konfliktfähig zu werden, empfiehlt
Prof. Berkel der Kirche. Regelungen zu
vereinbaren, Übereinkünfte zu erzielen,
vorläufige Rahmenbedingungen herzu-
stellen. Zudem bedürfe es eines offenen
Klimas, um Probleme beim Namen nen-
nen zu dürfen. Ferner sei die Fixierung auf
eine schon vorher feststehende Lösung zu
vermeiden, weil sie kreative Suche und
Innovation überflüssig mache. «Viel ge-
scheiter ist es, Menschen in ihrem Glau-
ben zu stärken, damit sie in ihrer Lebens-
situation fähig und zuversichtlich sind,
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Lösungen zu finden, mit denen sie in
Übereinstimmung mit der kirchlichen Ge-
meinschaft leben können.» Die wichtigste
Regel im Umgang mit Konflikten ist für
Prof. Berkel schliesslich: «Mach mal was
anders!» Wie der Heilige Geist seit alters
«creator spiritus» und nicht «conservator
spiritus» heisse.

Im Geheimnis wohnen
Der Stellenwert der Beurteilungskon-

flikte kam, ohne dass er so genannt wurde,
in einem ganz anderen Zusammenhang
zur Sprache, im Forum «Kirche - wie
hältst du's mit der Wahrheit?» im Treff-
punkt «Studenten». Der habilitierte Neu-
testamentler Joachim Wanke, Bischof von
Erfurt, überlegte, wie die Kirche in der

ehemaligen DDR mit der neuen Zeit um-
zugehen hätte. Grundsätzlich plädierte er
dafür, dass sie die gewandelte gesellschaft-
liehe Situation beherzt annehmen müsse.

Dies stehe dem nüchternen Blick in die

Vergangenheit nicht im Wege, der Män-
gel, aber auch Bewahrenswertes wahrneh-

me; dazu zählt Bischof Wanke die Freiset-
zungserfahrungen, die Erfahrungen kirch-
licher Familialität und nicht zuletzt, dass

das Christsein unter dem Kreuz auch
Kraft und Mut erweckt habe.

Anschliessend entwickelte die Religi-
onsphilosophin Hanna-Barbara Gerl-Fal-
kovitz ihre These, dass das, was als Glau-
benskrise erscheint, in Wirklichkeit eine
Kirchenkrise sei und dass die Kirche hin-
sichtlich ihrer Wahrheit von innen her kri-
tisiert werde. Gegen solche Kritik betonte
sie, dass die Wahrheit polyphon, vielfarbig
und nicht einlinig sei. Religiöse Aussagen,
die nur aus Subjekt, Prädikat und Objekt
bestehen, verfehlten deshalb die Wahr-
heit. Die Wahrheit sei zudem eine genera-
tionenlange Suchbewegung in einem offe-
nenen und dennoch präzisen Horizont.
Das Augustinische «Gott ist jünger» gelte
auch in bezug auf die kirchlichen Dog-
men, die letztlich die Frage offen hielten
und zu einem offenen Umgang mit Wahr-
heit anhielten. Und schliesslich müsse die
Wahrheit in Liebe getan werden; Liebe
aber sei sowohl eifersüchtig als auch unge-
heuer geduldig.

Einen gewissen Kontrapunkt dazu
setzte Ulrich Ruh, Chefredakteur der
Herder-Korrespondenz, indem er den Ak-
teuren der von Hanna-Barbara Gerl-Fal-
kovitz angesprochenen Suchbewegung
nachging und dabei nicht die grosse Wahr-
heit des Glaubens, sondern die Wahrhaf-
tigkeit der Kirchenglieder bedachte: der
Amtsträger, der Theologen, der kirchli-
chen und kirchennahen Medien, der Chri-
sten und Christinnen ohne besondere

Aufgabe in der Kirche. Im anschliessen-

den Gesprächsteil machte sich Ulrich Ruh
mit Bedacht zum Anwalt des Zweitwich-
tigsten: Sicher sei die Kirche nicht sich
selbst vorrangig, sie könne aber den Men-
sehen den Zugang zum Glauben, zum
Ursprung, zu Gott, auch erschweren.

Unmittelbar um den Glauben ging es

an der zentralen Veranstaltung des Dres-
dentages zum Themenbogen «...damit
Glaube wächst». In einem anregenden
Referat führte Prof. Paul M. Zulehner auf
die «religiöse Sehnsuchtswerkstatt» hin, in
dem er vom Paradox ausging: «Was uns
heute fehlt, wird uns morgen wichtig wer-
den.» Zunächst sei ein Verlust der alten
Sicherheiten und Selbstverständlichkeiten
zu beobachten; auch die Kirche sei vielen
als Heimstatt verloren gegangen und alte
Glaubensbilder erschienen nicht mehr be-
wohnbar. Dieser Verlust sei tragisch, weil
er uns widerfahren sei. Dieser habe dazu

geführt, dass viele ihr Herz nicht mehr am
Himmel festmachen können und es des-

halb am Variété dieser Welt festmachen,
dass die Vertröstung auf das Jenseits von
der Vertröstung auf das Diesseits abgelöst
wurde. Denn die Ansprüche, die der
Mensch an das Leben hat, sind masslos;

theologisch: der gottbedürftige Mensch ist
aus nach dem Himmel. Weil aber der
Himmel für viele verschlossen ist, suchen
sie ihn auf Erden: in der Arbeit, in der
Liebe und im Amüsement. Auf diesem

Hintergrund sei verständlich, dass immer
mehr Menschen nach einem Ausweg such-

ten, dass die Sehnsucht nach dem Wohnen
im Geheimnis wachse, dass viele Men-
sehen darunter litten, kein Dach mehr
über ihrer Seele zu haben.

Deshalb nehme das Ahnen zu, dass es

ein Geheimnis gibt, in dem die obdachlose
Seele Unterschlupf finden könnte. Wem
geschenkt werde, in diesem Geheimnis,
das wir Gott nennen, zu wohnen, sei ein
Geheimnisbewohner, ein Mystiker. Sol-
che Mystiker würden der Angst entkörn-
men und zu einer neuen Solidarität fin-

den; sie würden von Gott her wieder das

Recht finden, als Fragment in den Tod zu
gehen. «Die alte Lehre vom Fegfeuer
könnte uns endlich frei machen zu tiefem
Erbarmen mit uns selbst und den anderen,
ja auch mit der Schöpfung.»

Unter diesen grossen Bogen stellte das

anschliessende Podium Erfahrungsberich-
te. Prof. Obiora Ike aus Nigeria betonte
die für afrikanisches Denken selbstver-
ständliche Zusammengehörigkeit von
Glauben und Leben; Bischof Erwin
Kräutler aus Brasilien definierte als Ar-
mut, nicht so sein zu dürfen, wie man/frau
ist; Hanna-Renate Laurien aus Berlin er-
innerte an die Zusammengehörigkeit von
Freiheit und Solidarität und die gute Er-
fahrung mit dem konziliaren Prozess;
Prof. Helmut Juros aus Polen plädierte für
den Glauben des Volkes.

«Der Geist von Dresden»
Auch der Katholikentag war wie ein

grosser Bogen, unter dem jede Teilnehme-
rin und jeder Teilnehmer das aussuchen

musste, was sie und ihn ansprach. Das Be-
sondere von Dresden, der Geist von Dres-
den war seine im Leitwort angesprochene
Offenheit auf anders Glaubende und
Nichtglaubende hin. Diese wurde auch

von Papst Johannes Paul II. in seiner Bot-
schaft angesprochen: «Beim Aufbau einer
neuen Welt und auf dem Weg zur Einheit
sind alle Menschen guten Willens aufgeru-
fen, zusammenzuarbeiten und ihren Bei-
trag zu leisten. Wenn Einheit gelingen soll,
dann geht es zuallererst darum, füreinan-
der Verständnis und Solidarität aufzubrin-
gen.» Dass der Katholikentag von Dres-
den damit ein Mass vorgegeben hat, da-

von ist auch der Präsident der Deutschen
Bischofskonferenz, Bischof Karl Leh-
mann überzeugt, wenn er in der Predigt
des Hauptgottesdienstes erklärte: «Der
Geist von Dresden muss auch lebendig
bleiben, wenn wir wieder in unsere jewei-
lige Heimat gehen.» Ro//W<?/èe/

Kirche und Staat

Neuere staatskirchenrechtliche
Rechtsprechung des Bundesgerichtes

Die neuere Rechtsprechung des Bun-
desgerichtes im Staatskirchenrecht kreist
vor allem um die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit. Fragen, die mit der Schule zu-

sammenhängen, sind hier ebenfalls ein-

schlägig sowie auch solche der Kirchensteu-
er und der Kultusfreiheit. Schliesslich spielt
auch die Gemeindeautonomie eine Rolle.
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Legitimationsfragen
Verletzung der Glaubens- und Ge-

Wissensfreiheit kann letztinstanzlich mit
staatsrechtlicher Beschwerde beim Bun-
desgericht angefochten werden. Hier steh
len sich Fragen der Legitimation. Wer ist
berechtigt zur Anfechtung? Grundsätzlich
jener, der durch einen Erlass unmittelbar
oder zumindest virtuell (das heisst mit
einem Minimum an Wahrscheinlichkeit
früher oder später einmal) in seiner recht-
lieh geschützten Stellung persönlich be-

troffen ist. Ein Moslem wandte sich mit
staatsrechtlicher Beschwerde gegen fol-
gende Bestimmung der am 24. September
1989 von den Stimmberechtigten des Kan-
tons Zürich angenommenen Ergänzung
des Gemeindegesetzes:

«§ 39a. Staatlich anerkannte Kirchen
erhalten aus den Einwohnerregistern der
Gemeinden die Mitteilungen, deren sie

zur Erfassung ihrer Mitglieder bedürfen.
Der Regierungsrat kann andern reli-

giösen Gemeinschaften christlicher oder
jüdischer Zugehörigkeit das gleiche Recht
einräumen, wenn sie

a) im Kanton mehr als 3000 Mitglieder
zählen,

b) in der Schweiz während mehr als

30 Jahren im Einklang mit der Rechtsord-

nung gewirkt haben,
c) die Rechtsordnung beachten,
d) ihre Statuten in demokratischen

Formen beschlossen haben.»
Der Beschwerdeführer machte gel-

tend, christliche und jüdische Glaubens-
gemeinschaften würden bevorzugt, was
eine Diskriminierung der anderen Reli-
gionsgemeinschaften bedeute und die

Rechtsgleichheit verletze. Das Bundesge-
rieht wies die Beschwerde ab mit der Be-

gründung, die angefochtene Bestimmung
wende sich nur an eine religiöse Gemein-
schaft, nicht aber an den einzelnen Bür-
ger, der Beschwerdeführer werde dadurch
in seiner Rechtsstellung als Angehöriger
einer solchen Religionsgemeinschaft nicht
betroffen, und in bezug auf das Rechts-

gleichheitsgebot nehme er nicht die Inter-
essen einer solchen Religionsgemein-
schaft wahr.' Das Bundesgericht benutzte
die Gelegenheit, in seinem Entscheid die
bereits früher aufgestellte Begriffsbestim-
mung der Glaubens- und Gewissensfrei-
heit zu bestätigen und festzustellen: «Da-
nach besteht die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit grundsätzlich einerseits im
Recht, eine bestimmte Glaubensrichtung
oder Weltanschauung zu haben oder zu

betätigen, und anderseits im Verbot, einen
Menschen zu einem bestimmten Bekennt-
nis oder zu religiösen Handlungen zu

zwingen. Nicht geschützt sind jedoch reli-
giöse Gefühle im allgemeinen.»

Somit ist ein einzelner Bürger nicht le-

gitimiert, mit staatsrechtlicher Beschwer-
de eine kantonale Gesetzesbestimmung
anzufechten, die christlichen und jüdi-
sehen Religionsgemeinschaften, nicht
aber anderen religiösen Gemeinschaften
administrative Vorteile gewährt.

Um Legitimationsfragen geht es auch
bei einem Urteil in Sachen Verein Seien-

tology Kirche Zürich und Verein Vereini-
gungskirche gegen Verein info-Sekta
(Verein Informations- und Beratungsstel-
le für Sekten und Kultfragen) und Regie-
rungsrat des Kantons Zürich.- Dieser
hatte 1991 dem Verein info-Sekta aus
dem Lotteriefonds einen Beitrag von
Fr. 75000.- gewährt. Dagegen beschwer-
ten sich die beiden erstgenannten Vereine
beim Bundesgericht. Obwohl das Bundes-

gericht feststellte, dass die beiden Be-
schwerdefiihrer durch den Beschluss des

Regierungsrates in ihrer durch das Geset-
zesrecht umschriebenen Rechtsstellung an
sich nicht betroffen sind, betrachtete es sie

als zur Beschwerde legitimiert unmittel-
bar aus der Glaubens- und Gewissens-
freiheit (Art. 49 BV). Bereits in früheren
Entscheiden hatte das Bundesgericht fest-

gestellt, dass das Grundrecht der Religi-
onsfreiheit von natürlichen Personen und
ausnahmsweise auch von juristischen Per-

sonen angerufen werden kann, wenn diese
nach ihren Statuten, wie dies bei den bei-
den Beschwerdeführern der Fall ist, ein

religiöses oder kirchliches Ziel verfolgen.'
Mit dem angefochtenen Beitragsbeschluss,
der einem unter anderem mit den beiden
Beschwerdeführern in einer ideellen Aus-
einandersetzung stehenden Verein eine
staatliche finanzielle Unterstützung ge-
währt, werden die beiden klagenden Ver-
eine in einer durch die Glaubens- und Ge-
Wissensfreiheit geschützten Position be-

rührt, weshalb sie zur staatsrechtlichen
Beschwerde legitimiert sind.

Materiell hat allerdings das Bundes-

gericht die Beschwerden abgelehnt und
erklärt: die Glaubens- und Gewissensfrei-
heit gewährt grundsätzlich keinen An-
spruch, von Konfrontationen mit anderen
weltanschaulichen oder religiösen Ansich-
ten oder von Kritik an der eigenen Glau-
bensauffassung durch andere Private ver-
schont zu bleiben. Überschreiten Private
die Schranken, die sie zu beachten haben,
muss man das auf dem Zivil- oder Straf-

weg rügen. Die Handlungen der info-Sek-
ta können nicht dem Staat angerechnet
werden; dieser ist nur als Geldgeber ne-
ben anderen aufgetreten.

Schuldispensen
Wie bereits gesagt, berühren sich Fra-

gen der Glaubens- und Gewissensfreiheit

mit solchen der Schule. Es geht hier vor
allem um das Problem, ob und wieweit
Schuldispensen, die aus religiösen Grün-
den verlangt werden, verweigert werden
dürfen und wieweit solche Verweigerun-
gen die Glaubens- und Gewissensfreiheit
verletzen.

Ein Mitglied der Weltweiten Kirche
Gottes, die das Alte und das Neue Testa-

ment als verbindlich betrachtet und damit
insbesondere auch die jüdischen Feste

feiert, ersuchte, seine Tochter vom Schul-
besuch am Samstag und für fünf Tage
während des Laubhüttenfestes 1986 zu
dispensieren. Die zuständigen Schul-
behörden bewilligten die Dispensation
vom Schulbesuch am Samstag, gewährten
jedoch freie Schultage nur für das Laub-
hüttenfest. Dagegen wurde rekurriert und
geltend gemacht, die Weltweite Kirche
Gottes sei eine christliche und keine jüdi-
sehe Glaubensgemeinschaft; die Mitglie-
der dieser Kirche müssten das Laub-
hüttenfest und anschliessend den Letzten
Grossen Tag für eine Dauer von acht

Tagen an einem gemeinsamen Ort feiern.
Wenn dafür der Schulpflichtigen keine
Dispensation erteilt werde, sei das eine

Verletzung der Glaubens- und Gewissens-
freiheit. Das Bundesgericht überprüfte, ob
die Verweigerung der Dispens sich auf
eine gesetzliche Grundlage stützte, im
öffentlichen Interesse lag und Verhältnis-
mässig war. In einem früheren Entscheid *

hatte das Bundesgericht ausgeführt, dass

die Bestimmung der Bundesverfassung
(Art. 49 Abs. 4 BV), wonach Glaubens-
ansichten nicht von der Erfüllung bürger-
licher Pflichten entbinde, gesagt: «Eine
bürgerliche Pflicht sei der obligatorische
Schulbesuch im Rahmen der staatlichen
Gesetzgebung und damit auch der Schul-
besuch am Samstag.» Deshalb wurde das

Gesuch eines Adventisten um Befreiung
vom Schulbesuch am Samstag abgelehnt.
Im neuern Entscheid kommt das Bundes-

gericht auf diese Ansicht zurück und er-
klärt: wird Angehörigen einer stark auf
dem Alten Testament basierenden Reli-
gionsgemeinschaft pro Jahr insgesamt
nicht mehr Schuldispensation gewährt, als

der Kanton Zürich den meistbegünstigten
Angehörigen der jüdischen Religion zuge-
steht, wird die Verhältnismässigkeit ver-
letzt, besonders wenn die Schuldispensa-
tion für fünf aufeinanderfolgende Tage
mit der Begründung verweigert wird, dass

' BGE Entscheidungen des Schweizeri-
sehen Bundesgerichts, Amtliche Sammlung)
1161a (1990) 316-319.

' BGE 1181a (1992) 46-63.
' BGE 116 I a 257, E. 5 a, 971 1120 E. 3 a.
* BGE 66 1 158.
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Schüler jüdischen Glaubens nie mehr als

vier aufeinanderfolgende Tage Schuldis-

pensation beanspruchen müssen. Das

Bundesgericht nahm an, dass der Be-
schwerdeführer in seiner Glaubens-, Ge-
wissens- und Kultusfreiheit in schwerer
Weise betroffen sei.'

Einen ähnlichen Fall hat das Bundes-
gericht auch 1991 entschieden, als Mitglie-
der der Weltweiten Kirche Gottes, die ihre
Anhänger anweist, sich an Samstagen
weltlicher Betätigungen zu enthalten, ver-
langten, dass ein Dreizehnjähriger vom
Schulbetrieb an Samstagen an der Kan-
tonsschule Glarus freigestellt werde und
dieses Begehren abgewiesen wurde. Es

wurde Verletzung der Glaubens- und Ge-
Wissensfreiheit gerügt, aber auch von Art.
9 der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten vom 4.

November 1950, die jedermann Anspruch
auf Gedanken-, Gewissens- und Religi-
onsfreiheit gewährt. Das Bundesgericht
warf in seinen Erwägungen auch die Fra-

ge auf, ob die Bundesverfassung und die
Menschenrechtskonvention die gleichen
Garantien enthalten oder ob nicht eher
die Konvention einen weitergehenden
Schutz gewährleiste.' Das Gericht hat je-
doch die Frage nicht entschieden. Flinge-
gen verlässt das Bundesgericht auch in
diesem Entscheid' die frühere Auffas-
sung, wonach der Schulbesuch am Sams-

tag eine bürgerliche Pflicht sei und dass

diese der Glaubens- und Gewissensfrei-
heit vorgehe. Es sagt vielmehr, dass die
Kantone die religiösen Freiheiten durch
die Festlegung von Bürgerpflichten ein-
schliesslich der Pflicht zum Schulbesuch
nicht weiter einschränken dürfen, als dies
auch vom öffentlichen Interesse geboten
und verhältnismässig ist. Als Grenze der
Berücksichtigung einzelner Religionsvor-
Schriften sieht das Bundesgericht an, dass

ein geordneter und effizienter Schulbe-
trieb aufrechterhalten bleibt.' Das ist das

öffentliche Interesse, wobei dieses ge-
genüber dem Interesse der Gesuchsteller,
als Familie ihren Glaubensvorstellungen
nachleben zu können, abzuwägen ist. Das
Bundesgericht geht für die Interessenab-
wägung von folgendem Zusammenhang
aus: kommt eine kantonale Regelung über
die Schuldispensation den im Glaubens-
bekenntnis begründeten Interesse der
Schüler und ihrer Angehörigen weit ent-
gegen, dürfte das öffentliche Interesse
daran, dass nicht über den Willen des Ge-
setzgebers hinausgehende Schuldispensa-
tionen beansprucht werden, regelmässig
überwiegen. Bei einer restriktiven Rege-
lung ist dies hingegen fraglich. Wenn die
Verweigerung der Freistellung vom Un-
terricht unverhältnismässig ist, so ist sie

auch verfassungswidrig und zwar unab-

hängig davon, ob Schulgesetz und regie-
rungsrätliches Reglement eine Dispensa-
tion vorsehen oder nicht. Im vorliegenden
Fall sieht das Bundesgericht die Unver-
hältnismässigkeit als gegeben an, da der
Samstag der wöchentliche Ruhetag der in
der Schweiz traditionell verankerten jüdi-
sehen Religion ist und das Glaubensbe-
kenntnis der Beschwerdeführer in Anleh-

nung an den jüdischen Glauben den Sams-

tag als religiösen Ruhetag feiert.
Um Schuldispens geht es auch in dem

Fall, bei dem ein Moslem aus Religions-
gründen verlangte, dass seine Tochter vom
obligatorischen Schwimmunterricht in der
Primarschule befreit werde. Nachdem alle
kantonalen zürcherischen Instanzen das

Begehren abgelehnt hatten, schützte das

Bundesgericht die Beschwerde des Vaters
und erklärte, dass es mit der Glaubens-
und Gewissensfreiheit nicht vereinbar sei,

wenn das Kind den obligatorischen
Schwimmunterricht, bei dem das Mäd-
chen sich vor den andern entblössen
müsse, besuchen solle.'

Kirchenrechts-Examen
und Religionsfreiheit
Einen etwas andern Charakter hat der

Bundesgerichtsentscheid, den ein Ius-Stu-
dent aus Freiburg provozierte. Er lehnte
es ab, das obligatorische Examen im Kir-
chenrecht und Staatskirchenrecht abzule-

gen, da dadurch seine Glaubens- und Ge-
Wissensfreiheit verletzt werde. Die Fakul-
tat argumentierte, dass er von der Prüfung
nicht dispensiert werden könne, da er sich

mit der Einschreibung an der Fakultät de-

ren Reglementen unterzogen habe und im
Examen nicht über das Bekenntnis, son-
dern über die Kenntnis geprüft werde.
Letztinstanzlich wies das Bundesgericht
die Beschwerde zurück, weil es sich als un-
zuständig erklärte aufgrund von Art. 27

der Bundesverfassung. Danach entschei-
det in Schulfragen in letzter Instanz der
Bundesrat und nicht das Bundesgericht.
Im französischen Text wird gesagt, dass

sich diese Bestimmung nur auf die öffent-
liehen Primarschulen des Kantons er-
streckt. Das Bundesgericht ging nun aber
darüber hinaus und erklärte, dass im deut-
sehen und italienischen Text diese Ein-
schränkung nicht bestehe und daher auch
für die Hochschulen der Bundesrat in letz-
ter Instanz zuständig sei. Der Entscheid
widerspricht der bisherigen Praxis, be-
rührt aber auch eigenartig, da sich der Re-
kurrent ausdrücklich auf die Bestimmun-

gen über die Glaubens- und Gewissens-
freiheit berief, über deren Verletzung das

Bundesgericht zu entscheiden hatte."' Der
Bundesrat wies dann die Beschwerde

ebenfalls ab, allerdings zum Teil mit Be-
gründungen, die zeigen, dass deren Ver-
fasser wohl kaum je ernsthaft Kirchen-
und Staatskirchenrecht studiert haben.

Angemerkt sei noch, dass der Student sich
dann mit einer Petition an die Bundesver-
Sammlung wandte, um Recht zu erhalten.
Die Petition wurde jedoch abgelehnt.

Das Kreuz in der Schulstube
Viel Aufsehen erregte der Entscheid

des Bundesgerichtes über das Kruzifix in
der Schulstube." Mit 3 zu 2 Stimmen ent-
schied das Bundesgericht, dass in den Pri-
marschulzimmern von Cadro (Tessin) kei-
ne Kruzifixe aufgehängt werden dürfen.
Aus einer Stellungnahme zu diesem

Urteil, die ich am 3. Dezember 1990 der
KIPA abgab, darf ich folgendes zitieren:
Dem Urteil haften zwei ernste Schön-
heitsfehler an: Es handelt sich um einen
letztinstanzlichen Entscheid über Schul-

fragen aufgrund von Art. 27 der Bundes-
Verfassung, der gemäss Art. 73 Abs. 1 lit. a

Ziff. 2 des Bundesgesetzes über das Ver-
waltungsverfahren Sache des Bundesrates
und nicht des Bundesgerichtes ist. Der
Bundesrat bewies bei der Behandlung viel
mehr Gespür und erklärte das Anbringen
von Kruzifixen in öffentlichen Schulen für
zulässig. Nun hat aber die Bundesver-
Sammlung, die oberste Bundesgewalt ist
und auch Kompetenzkonflikte entschei-
det, den Fall dem Bundesgericht überwie-
sen, so dass dieses entscheiden musste.
Das Bundesgericht entschied gegen die
Gemeinde Cadro, welche das Aufhängen
der Kruzifixe in den Schulzimmern befür-
wortete. Damit wurde, und das ist der
zweite Schönheitsfehler, einmal mehr die
Gemeindeautonomie geritzt. Das ist zu
bedauern, denn die Gemeinden sind die
Grundzellen unseres Staates, und ihre
Selbständigkeit sollte man so viel als mög-
lieh schützen.

Schwerer aber wiegt das Verbot, Kru-
zifixe in Schulzimmern aufzuhängen. Das
Bundesgericht anerkennt zwar, dass die
Glaubens- und Gewissensfreiheit keine
absolute religiöse Neutralität des Staates

' BGE 1141a (1988) 129.
' In BGE 116 Ia 258 E. b unter Verweis auf

BGB 114 Ia 131 f. E. 2a, hat das Bundesgericht
noch die Auffassung vertreten, es handle sich

um die gleichen Garantien. Gemäss BGE 111

Ia 243 und 112 Ia 293 ff. sind die Garantien der
EMRK in der Schweiz unmittelbar anwendbar.

'BGE 117 1a (1992) 311.
® BGE 114 I a (1989) 133 E. 3a.
® Noch unveröffentlichter Entscheid des

Bundesgerichtes vom 18. Juni 1993 (vgl. NZZ
1993. Nrn. 139, 144).

"BGE 1071a (1981) 261 ff.
" BGE 116 Ia (1990) 252.
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verlangt, es betont aber, dass aus seiner
Sicht der schweizerische Staat ein laizisti-
scher Staat sei. Das wird im Urteil unter
Hinweis auf zahlreiche Stellen aus der ju-
ristischen Literatur begründet.

Wenn ich aber die verschiedenen zi-
tierten Autoren lese, stelle ich fest, dass

man bei diesen auch genügend Überle-

gungen findet, die gegen das bundesge-
richtliche Urteil sprechen. Es kommt im-
mer darauf an, was man zitiert, und wie

man es zitiert. Wir verwerfen die These

vom ausschliesslich laizistischen Staat.
Wenn das Schweizer Volk 1980 mit einem
wuchtigen Mehr von über 70 Prozent die
Initiative auf Trennung von Kirche und
Staat abgelehnt hat, bekundete es damit,
dass es einen Staat will, in dem religiöse
Werte eine Rolle spielen. Das übersieht
das Bundesgerichtsurteil. Art. 27 Abs. 3

der Bundesverfassung sagt: «Die öffentli-
chen Schulen sollen von den Angehörigen
aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung
ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit be-
sucht werden können.» Dass sie von An-
gehörigen aller Bekenntnisse besucht wer-
den können, steht ausser Frage. Dass aber
ein Kruzifix an einer Wand die Glaubens-
und Gewissensfreiheit eines Schulkindes
beeinträchtigt, wie das Bundesgericht an-
nimmt, ist höchst fraglich. Wie wird es von
allen anderen Bildern im Schulzimmer,
die nicht immer den besten Geschmack
bekunden, beeinflusst?

Beeinflussen kann das Schulkind der
Unterricht. Hier aber geht man weit gros-
szügiger vor, indem in der Schweiz den
Kantonen das Recht zugestanden wird, im
Lehr- und Stundenplan Religionsunter-
rieht vorzusehen. Verschiedene Kantone
haben nicht nur auf Verfassungsebene, in
Schulgesetzen und Reglementen Grund-
satzartikel, die verlangen, dass die Schu-
len in christlichem Geist geführt werden,
sondern in gewissen Kantonen finden sich
mehr oder minder öffentliche konfessio-
nelle Schulen. Wenn das erlaubt ist, kann
man nicht einsehen, warum in einer Schul-
stube kein Kreuz hängen darf. Die Inter-
pretation eines Gesetzesartikels muss
auch erfolgen unter Berücksichtigung der
bisherigen Gebräuche und Übung. Diese

sprechen eindeutig für das Kreuz. Es ist
bedrückend, wenn jahrhundertealte Tra-
ditionen eines Landes einfach übergangen
werden.

Der Hinweis im bundesgerichtlichen
Urteil, wonach das amerikanische Bun-
desgericht das Anbringen der mosaischen
Gesetze in Schulzimmern unterbunden
habe, geht an den schweizerischen Ver-
hältnissen vorbei. Wenn man schon auf
ausländische Verhältnisse zurückgreifen
will, kann man den Blick über die Grenze

auf das Nachbarland Österreich werfen,
das auch verfassungsmässig die Glaubens-
und Gewissensfreiheit gewährleistet und
eine Vielzahl religiöser Bekenntnisse
zählt. Das österreichische Bundesgesetz
betreffend den Religionsunterricht in den
Schulen vom 13. Juli 1949 bestimmt in
Paragraph 2 b, dass in allen Klassenzim-

mern ein Kreuz anzubringen ist, wenn
«die Mehrzahl der Schüler einem christ-
liehen Religionsbekenntnis angehört».
Im sogenannten Schulvertrag zwischen
Österreich und dem Apostolischen Stuhl
vom 9. Juli 1962 wird das im Schlussproto-
koll nochmals speziell erwähnt.

In Cadro'- und anderen Orten gehört
die Mehrheit der Schüler einem christli-
chen Religionsbekenntnis an, und die Ge-
fühle und das Denken dieser Mehrheit,
die durch den Bundesgerichtsentscheid
offensichtlich verletzt werden, dürfen
gegenüber einer Minderheit ebenfalls
Schutz fordern. Das hat am 15. September
1993 auch das Oberverwaltungsgericht für
das Land Nordrhein-Westfalen ausgespro-
chen, und in bezug auf das Kreuz in der
Schulstube ausgeführt: «Offenheit für die
christlichen Bekenntnisse bedeutet viel-
mehr - ebenso wie die Offenheit für ande-

re Überzeugungen - die Förderung eines

Dialoges der Bekenntnisse und Weltan-
schauungen; die Schule darf die Schüler
ohne Beeinträchtigung der Glaubens- und
Gewissensentscheidung dem Dialog aus-
setzen. Auf der Grundlage christlicher
Bildungswerte kann dazu auch die Aus-

stattung von Klassenräumen mit Kreuzen
gehören. Einem NichtChristen wird da-

durch nicht eine Identifikation mit den
durch das Kreuz versinnbildlichten Glau-
bensinhalten und Werthaltungen aufge-
zwungen.»'"

Das Kreuz auf dem Grab
Eine Rolle spielte das Kreuz auch, als

das Gericht zu beurteilen hatte, ob es mit
der Glaubens- und Gewissensfreiheit ver-
einbar sei, wenn eine Friedhofordnung als

Grabmäler nur Kreuze zuliess. Dabei er-
klärte das Gericht, dass das Kreuz zwar
nicht einzig christliche oder religiöse Ge-
halte versinnbilde, aber doch «in seiner

vorrangigen Bedeutung einen symboli-
sehen Inbegriff des christlichen Glaubens
darstelle».'"' Drängt man daher einem
NichtChristen ein solches Zeichen als

Grabmal auf, wird die Religionsfreiheit
verletzt. Es wird hier also die negative Sei-

te der Religionsfreiheit geschützt. Das Ur-
teil erheischt Zustimmung.

Hier ist auch das Urteil einzuordnen,
wonach die Verpflichtung der Notare un-
zulässig sei, die öffentlichen Beurkundun-
gen mit der Formel «In nome del Signore»

einzuleiten, da dadurch die Religionsfrei-
heit des Notars verletzt werde. "

Im Zusammenhang mit dem Begräb-
niswesen sei noch hingewiesen auf folgen-
de Merksätze bundesgerichtlicher Ent-
scheide: Die staatliche Behörde hat einen
geeigneten Ort zu schaffen, um in den
Friedhöfen die Abdankungsfeier durchzu-
führen. Sie haben aber nicht dafür zu sor-
gen, dass eine Bestattungsfeier, die der
Verstorbene gewünscht hat, gegen den
Willen seiner Angehörigen durchgeführt
wird.'" Dem Verstorbenen steht zu Leb-
Zeiten das Recht zu, den Bestattungsort zu
wählen, hat er keinen diesbezüglichen
Willen kund getan, steht die Wahl den
nächsten Verwandten zu."

Kirchensteuern
Eine Verletzung der Glaubens- und

Gewissensfreiheit nahm das Bundesge-
rieht an bei der Bestimmung des glarneri-
sehen Steuergesetzes, wonach natürliche
Personen, die keiner staatlich anerkann-
ten Kirchgemeinde angehören, von der
Kirchensteuer befreit sind, aber der
Kirchgemeinde, in der sie Wohnsitz
haben, «an die Kosten der bürgerlichen
Funktionen» die halbe Steuer zu bezahlen
haben. Das Bundesgericht erklärte, dass

diese Bestimmung gegen Art. 49 Abs. 6

BV verstösst. da die Steuer für eigentliche
Kultuszwecke auferlegt wird. «Es wäre
stossend und würde Art. 49 Abs. 6 BV wi-
dersprechen, wenn er durch Steuerlei-
stung an die Kirchgemeinden einer Lan-
deskirche, der er nicht angehört, auch zur
Finanzierung der von ihr übernommenen
und naturgemäss im Sinne ihrer Glau-
bensrichtung erfüllten Aufgaben dieser
Art herangezogen werden könnte. Zu
berücksichtigen ist schliesslich auch, dass

Art. 49 Abs. 6 BV die praktische Bedeu-

tung weitgehend verlieren würde, wenn
man der Argumentation der Steuerver-
waltung folgte und den Kirchgemeinden
die Besteuerung Konfessionsloser und

'- Am 7. Mai 1993 hat der Grosse Rat des

Kantons Tessin mit 51 gegen 15 und 6 Enthai-
tungen auch den Antrag abgelehnt, das Kruzi-
fix (eine Bronze des Künstlers Remo Rossi) aus
dem Parlamentssaal zu entfernen (vgl. Alberto
Lepori, II crocefisso confermato, in: Civitas
1993, Nr. 9/10, S. 178).

" Unveröffentlichtes Urteil des Oberver-
waltungsgerichtes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 15. 9. 1993 (19B 1993/93 - l L
1011/93 Münster).

" BGE 101 a 392.
" Unveröffentlichter Bundesgerichtsent-

scheid vom 2. Mai 1986 (vgl. NZZ 1987, Nr. 161,
S. 15).

'"BGE 97 I 221.

"BGE 111 Ia 233.
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Andersgläubiger für solche nicht näher
bestimmte soziale Aufgaben heute erlau-
ben würde.» '* Das Bundesgericht betrach-
tet die verlangte Steuer eindeutig als eine

«spezielle» Steuer, da sie von den Kirch-
gemeinden erhoben wird. Gemäss Be-
schluss der glarnerischen Landsgemeinde
vom 4. Mai 1986 wurde die in Frage
stehende Bestimmung formell aufgeho-
ben.'''

Öffentliches und privates Interesse
Eine vietnamesische Staatsangehörige

widersetzte sich im Zivilverfahren, in dem
es um die Anfechtung der Vaterschaft
ging, dass ihre Tochter die Blutentnahme
durch das Institut der Universität Zürich
für ein vom Gericht angeordnetes serolo-
gisch-erbbiologisches Gutachten dulden
musste. Bei der staatsrechtlichen Be-
schwerde an das Bundesgericht rügte sie

Verletzung der persönlichen Freiheit. Das

Bundesgericht wies die Beschwerde ab
und erklärte, dass ein solcher Eingriff in
die persönliche Freiheit vor der Verfas-

sung standhält und dass die Verfassungs-
mässigkeit auch aus konfessionellen
Gründen nicht beeinträchtigt wird. In sei-

nen Erwägungen sagt das Bundesgericht:
«Schliesslich kann auch auf die Konfessi-

on der Mutter und der Beschwerdeführe-
rin nichts ankommen.»-" Abgesehen vom
miserablen Deutsch, muss doch die Frage
gestellt werden, ob man so einfach über
die Glaubens- und Gewissensfreiheit hin-
weggehen kann, die immerhin durch die

Verfassung geschützt ist, und ob man das

Vaterschaftsrecht des Zivilgesetzbuches
dem Verfassungsrecht voransetzen kann.
Es wird allerdings mit dem öffentlichen
Interesse operiert (Wahrheitsfindung im
Prozess), das die Religionsfreiheit ein-
schränke. Bei der Abwägung zwischen öf-
fentlichem und privatem Interesse besteht
die Gefahr, dass das private Interesse zu
kurz kommt. Das zeigt sich auch in der
Praxis, wonach der Religionswechsel
grundsätzlich nicht als wichtiger Grund im
Sinne von Art. 30 Abs. 1 ZGB angesehen
wird, um die Bewilligung zur Änderung
des Namens zu erhalten."'

Hingegen hatte das Bundesgericht im
Zusammenhang mit der Nichterneuerung
einer Aufenthaltsbewilligung eines straf-
fälligen Ausländers zu beurteilen, ob es ei-

ner Ehefrau aufgrund ihrer persönlichen
Verhältnisse zumutbar sei, ihrem Mann
ins Ausland zu folgen. Dabei stellte das

Gericht mit Recht bei der Beurteilung
auch auf die religiöse Überzeugung der
Ehefrau ab und berücksichtigte, dass diese
als Katholikin im moslemischen Umfeld
in Marokko isoliert wäre."

Kultusfreiheit
Einer Genfer Pfarrei wurde die Bewilli-

gung zu einer Palmprozession am Palm-

sonntag zwischen 10.15 Uhr und 10.25 Uhr
von den zuständigen kantonalen Genfer
Behörden verweigert. Dabei beriefen sich

diese auf ein Gesetz aus dem Jahre 1875,

das formell untersagt: «toute célébration
de culte, procession ou cérémonie reli-
gieuse quelconque sur la voie publique».
Das Bundesgericht erklärte"", dass diese

Bestimmung des Genfer Gesetzes über die
öffentliche Religionsausübung, die jede
Art von Prozession oder kirchlicher Kund-
gebung auf den Strassen untersagt, gegen
Art. 50 BV, das heisst gegen die Kultusfrei-
heit, verstösst. Die Kantone können kirch-
liehe Kundgebungen auf öffentlichem
Grund der Bewilligungspflicht untersteh
len, im konkreten Fall aber war die Verwei-

gerung einer solchen Bewilligung unge-
rechtfertigt. Innerhalb der durch Art. 50

Abs. 1 und 2 der Bundesverfassung gesetz-
ten Grenzen sind die Kantone verpflichtet,
die Abhaltung einer Prozession auf ihrem
Gebiet zu gestatten. Die Bestimmung des

Genfer Gesetzes aus der Kulturkampfzeit
ist heute nicht mehr aktuell und untolerant.
Durch eine zehnminütige religiöse Kund-
gebung an einem Sonntagmorgen wird die
Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigt.
Das Verbot ist auch unverhältnismässig ge-
genüber politischen Demonstrationen, die
den Verkehr stundenlang lahmlegen. Das
Urteil des Bundesgerichtes verdient volle
Zustimmung.

Ebenfalls um die Kultusfreiheit ging es

in einem Entscheid aus dem Jahre 1987.

Die Direktion der kantonalen Strafanstalt
Regensdorf hatte das Gesuch eines Mos-
lern abgelehnt, wonach 19 Gefangene isla-
mischer Religion zu gestatten sei, jeweils
am Freitag einen gemeinsamen Got-
tesdienst abzuhalten. Da der Rekurs an
die Direktion der Justiz des Kantons
Zürich erfolglos blieb, wurde Staatsrecht-
liehe Beschwerde an das Bundesgericht
eingereicht. Dieses hiess die Beschwerde

gut. Wohl anerkannte das Bundesgericht,
dass durch die weitgehende Abschliessung
des Häftlings von der Aussenwelt der
Strafvollzug Beschränkungen der Glau-
bens- und Gewissensfreiheit und nament-
lieh der Kultusfreiheit mit sich bringen
kann. Solche Beschränkungen muss eine
sachgerechte Anstaltsordnung in engen
Grenzen halten. Sie soll Mittel und Wege
finden, um die Ausübung des Glaubensle-
bens möglichst gut zu gewährleisten, ohne
den Strafvollzug übermässig zu belasten.
Die Direktion der Justiz erklärte in ihrem
Entscheid, dass es unter dem Gesichts-

punkt der Anstaltsordnung nicht möglich
sei, allen Glaubensrichtungen die Durch-

führung gemeinsamer Gottesdienste zu

gestatten. Eine Ausnahme könne daher

nur für die Landeskirchen gemacht wer-
den. Das Bundesgericht"'' ist der Auf-
fassung, dass eine solche Bevorzugung,
wonach nur Angehörige von als Landes-
kirchen anerkannten Glaubensgemein-
Schäften sich zum Kultus zusammenfinden
können, der religiösen Freiheit wider-
spricht, und der Entscheid, wonach den
Moslems das gemeinsame Freitagsgebet
verweigert wird, weil ihre Glaubensge-
meinschaft nicht öffentlich-rechtlich aner-
kannt ist, gegen die Kultusfreiheit ver-
stösst. Verletzt wird nach Ansicht des

Bundesgerichtes auch der Grundsatz der
Rechtsgleichheit, «weil zwischen Landes-
kirchen und anderen Glaubensgemein-
Schäften hinsichtlich des Kultus kein er-
heblicher Unterschied in den tatsächli-
chen Verhältnissen besteht, der eine Un-
gleichbehandlung zu rechtfertigen ver-
möchte» (E4c).

Störung des konfessionellen Friedens
In einem gut begründeten Urteil hat

das Obergericht des Kantons Zürich einen
Film («Das Gespenst» von Herbert Ach-
tenbusch), der in schwerer Weise die reli-
giösen Gefühle verletzt, verurteilt. Das

Bundesgericht konnte sich jedoch nicht
dazu aufraffen, dieses Urteil zu bestäti-

gen, und hat es aufgehoben."" Es führte
aus: «In der heutigen pluralistischen Ge-
Seilschaft erscheint es angezeigt, die Straf-
barkeit von Meinungsäusserungen gemäss
Art. 261 StG - seien sie auch fragwürdig,
geschmacklos oder grob provozierend -
auf jene Fälle zu beschränken, in denen
der Täter vorsätzlich den öffentlichen
Frieden gefährdet, die notwendige Tole-

ranz vermissen lässt und andere in ihren
Grundrechten ablehnt.» «Der Umstand,
dass eine Gruppe von Kirchenangehöri-
gen diese provozierende Auseinanderset-

zung mit religiösen Themen ablehnt und
die Verwendung religiöser Symbole für
eine kritisch-satirische Darstellung uner-
träglich findet, macht das Werk als solches
nicht zu einer strafbaren Glaubensbe-
schimpfung.» Immerhin muss gesagt sein,
dass es nicht eine kleine «Gruppe» ist, die
sich durch diesen Film verletzt fühlt und

'"1071a (1981) 126.

" NZZ 1986, Nr. 102, S. 20.
"" BGE 112 1a (1986) 248.
"' BGE 108 II 1.

""BGE 110 10 207.

""BGE 1081a (1982) 41.
"" BGE 113 la (1987) 304.

Nicht publizierter Entscheid des Kassa-
tionshofes des Bundesgerichtes vom 13. März
1986. Das Zürcher Urteil ist publiziert in:
Schweiz. Juristenzeitung, Jg. 81 (1985), S. 98 ff.
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die darin ihren Glauben als beschimpft
ansieht. Wieweit kommen wir, wenn auch
bei anderen Rechtsgüter-Verletzungen
unter Hinweis auf die «heutige pluralisti-
sehe Gesellschaft» jede Strafbarkeit abge-
lehnt wird?

Hingegen verurteilt das Bundesgericht
zu Recht eine Fernsehsendung, in der eine
deutsche Akademikerin den konfessionel-
len Frieden störte, indem sie sich in verlet-
zender Weise über den Papst und kirch-
liehe Institutionen ausliessü

In Klammern sei noch gesagt: In bei-
den Fällen zeigte sich auch ein Auseinan-
derklaffen in der Haltung der Medien.
Diese verlangen einerseits für sich eine
absolute Freiheit, anderseits kritisieren sie
alles Kirchliche in einer Art und Weise,
die jeden Respekt vermissen lässt. Man
müsste in diesem Zusammenhang vom
Rechtlichen her auch einmal die Entschei-
de der Unabhängigen Beschwerdeinstanz
für Radio und Fernsehen betrachten?'

Diskriminierung des

geistlichen Standes
Art. 82 des Gesetzes über die Gemein-

deorganisation des Kantons Tessin nor-
miert die Unvereinbarkeit des geistlichen
Standes mit dem Gemeindeexekutivamt,
das heisst Geistliche können nicht Ge-
meinderat werden. Das Bundesgericht
sieht eine solche Vorschrift als Verletzung
der Rechtsgleichheit an, da dadurch ka-
tholische Geistliche, Pastoren der evange-
lisch-reformierten Kirche oder die Amts-
inhaber anderer Konfessionen als Bürger
gegenüber den übrigen Bürgern in ihren
Rechten herabgemindert werden. Ein
überwiegendes und nachgewiesenes öf-
fentliches Interesse für eine Unvereinbar-
keit besteht nicht, da weder eine Gefahr
für den Staat noch eine Gefährdung des

Friedens und der öffentlichen Ordnung zu
befürchten ist. Die für den katholischen
Klerus bestehende kirchenrechtliche Un-
Vereinbarkeit (CIC can. 285 § 4) ist für das

staatliche Recht unbeachtlich. Auch eine
Berufung auf Art. 75 der Bundesverfas-

sung hält für die kantonale Gesetzgebung
nicht stand. Der Artikel erklärt nur
Schweizer weltlichen Standes als in den
Nationalrat wählbar (und damit gemäss
Art. 96 und 106 auch in den Bundesrat
und in das Bundesgericht). Das sorgsam
redigierte Urteil, das auch eine geschieht-
liehe Übersicht über die Unvereinbarkei-
ten von geistlichem Stand und weltlichen
Ämtern im Kanton Tessin gibt, verdient
volle Zustimmung, da es die Diskriminie-
rung des geistlichen Standes, wie sie auf
Bundesebene in den zitierten Artikeln der
Bundesverfassung zum Ausdruck kommt,
ausschliesst.

Gemeindeautonomie
Die evangelische Kirchgemeinde

Roggwil wählte einen deutschen Staatsan-

gehörigen zum Pfarrer. Der Evangelische
Kirchenrat des Kantons Thurgau verfügte,
dass der Betreffende bloss als Pfarrvikar
tätig sein könne, da die Kirchgemeinde ei-
ner einzigen Person ohne Schweizer Bür-
gerrecht nicht das passive Wahlrecht zuer-
kennen könne. Gegen diese Verfügung
des Kirchenrates erhoben der betroffene
Pfarrer und die evangelische Kirchge-
meinde Roggwil staatsrechtliche Be-
schwerde wegen Verletzung der Gemein-
deautonomie und des Art. 4 BV.

Das Bundesgericht-' anerkannte die
Legitimation des Betroffenen zur Be-
schwerde, weil er durch die Verweigerung
seiner Wahl zum Pfarrer der Kirchgemein-
de tatsächlich und rechtlich betroffen sei,
und bejahte auch die Berechtigung der
Kirchgemeinde, gegen den Entscheid der
kirchlichen Oberbehörde wegen Autono-
mieverletzung Beschwerde zu führen. Es

verneinte jedoch, dass durch die Verfü-

gung des Evangelischen Kirchenrates des

Kantons Thurgau die Autonomie der
Kirchgemeinde verletzt werde, da das in

Frage stehende Pfarramt ein öffentliches
Amt sei und der Inhaber den Wählbar-
keitsbedingungen des kantonalen Geset-
zes über Wahlen und Abstimmungen un-
terliege. Danach aber ist ein passives
Wahlrecht für Ausländer nicht gegeben.

Um die Gemeindeautonomie ging es

auch bei der Abberufung eines evange-
lisch-reformierten Pfarrers durch eine

Kirchgemeinde im Kanton St. Gallen. Das
Bundesgericht stellte fest, dass der Regie-
rungsrat von St. Gallen im Rechtsmittel-
verfahren die ihm zustehende Prüfungs-
befugnis überschritten und dadurch die
Autonomie der Kantonalkirche und der
Kirchgemeinde Straubenzell verletzt
habe. Der Regierungsrat habe zu Unrecht

angenommen, es liege ein Missbrauch der
Amtsgewalt durch den Kirchenrat der
Kantonalkirche vor, weil dieser im
Beschwerdeverfahren davon abgesehen
habe, den von der Kirchgemeindever-
Sammlung in geheimer Abstimmung ge-
fassten Beschluss betreffend Abberufung
des Pfarrers aufzuheben?"

Ehe
In bezug auf die Ehe sei hingewiesen

auf einen Entscheid aus dem Jahre 1981:

Der Anerkennung von Urteilen geistli-
eher Gerichte, denen nach dem Recht ei-

nes fremden Staates bürgerliche Wirkung
zukommt, steht nichts entgegen. Einzig
die in der Schweiz von einem geistlichen
Gericht ausgesprochene Nichtigerklärung
einer Ehe, der im Heimatland der Ehe-

leute bürgerliche Wirkung zuerkannt
wird, darf von den Schweizer Behörden
nicht anerkannt werden."

Nachtrag
Der vorsfe//e«de ßez'/rag wurc/e 7993

geschr/eften m«/7 gesetzt, so rfc/ss rf/e set'f/ze-

r/ge Zsnftvic/c/urtg t/er Rec/ifsprec/2«/7g im
/o/gewt/e« «t/c/zgetrage« wert/e/t zmzss.

Ret/a/ct/o«
1. Hingewiesen sei aber auf das Urteil

BGE 118 Ia 178-195, das in der obigen
Anmerkung 9 noch als unveröffentlicht
angeführt wird. Das Urteil bezieht sich auf
die Dispensation vom Schwimmunterricht
in der Primarschule aus religiösen Grün-
den. Das Bundesgericht hatte dabei abzu-

klären, ob das Bundesgericht oder der in
Schulfragen als letzte Instanz gemäss Art.
27 Abs. 3 der Bundesverfassung entschei-
dende Bundesrat zuständig sei. Das Ge-
rieht bejahte seine Zuständigkeit, weil im
vorliegenden Fall schwergewichtig die
Glaubens- und Gewissensfreiheit nach
Art. 49 der Bundesverfassung und Art. 9

der Europäischen Menschenrechtskon-
vention angesprochen sind. Das Bundes-
gericht erklärte den Vater des noch nicht
16jährigen Kindes als legitimiert, die
staatsrechtliche Beschwerde wegen Ver-
letzung der Glaubens- und Gewissensfrei-
heit einzureichen, hingegen liess das Ge-
rieht die Frage offen, ob der Vater berech-

tigt sei, aus eigenem Recht die persönliche
Freiheit seiner Tochter anzurufen. Wir
hätten uns eine Antwort gewünscht. Das
Gericht hielt fest, dass das Verbot des ge-
mischtgeschlechtlichen Schwimmens, das

von strenggläubigen Angehörigen des

Islams befolgt wird, in den Schutzbereich
der Religionsfreiheit nach Art. 49 der
Bundesverfassung und Art. 9 der Europäi-
sehen Menschenrechtskonvention fällt.
Beachtung verdienen folgende Sätze des

Urteils: «Unter dem Schutz der Religions-
freiheit stehen nicht nur die traditionellen
Glaubensformen der christlich-abendlän-
dischen Kirchen, sondern alle Religionen,
unabhängig von ihrer quantitativen Ver-
breitung in der Schweiz. Dazu zählt auch
der Islam.» «Somit schützt die Glaubens-

-''BGE 116 1b (1989) 37ff.
Z. B. den Entscheid vom 3. November

1988, der die Beschwerdelegitimation eines
Pfarrers bejaht in dem zu beurteilenden Fall,
bei dem gerügt wird, Verletzung intimer Gefüh-
le durch Missbrauch eines zentralen Bestand-
teils des katholischen Kultus und des letzten
Wortes Jesu, um satirische Kritik an der Sexual-
lehre der katholischen Kirche zu üben.

^ BGE 1141 a (1989) 395.

BGE 1081a (1982) 264.
» BGE 1081a (1982) 82.

" BGE 10611(1981) 180 ff.
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Paul II., als ausserordentliche Intention
für das Gebetsapostolat im August 1994

zusätzlich aufzunehmen:
«Für den Erfolg der Internationalen

Konferenz über Bevölkerungs- und Ent-
wicklungsfragen in Kairo vom September
1994:

Gütiger Gott, Elerr des Lebens, mögen
die Verantwortlichen der Völker und die
internationalen Organisationen, die sich

mit den schwierigen und wichtigen Pro-
blemen der Bevölkerung und der Ent-
wicklung befassen werden, die Herzen
und die Augen öffnen für die wahre Wür-
de der Menschen und für die fundamen-
talen Rechte der Einzelnen und der Fa-

milien.»
Dös Sekretariat der
Sc/twe/zer ß/sc/io/s/con/erenz

Autoren und Autorinnen dieser Nummer

Dr. Louis Carlen, Professor, Sonnenstrasse 4,
3900 Brig

Dr. Karl Schuler, Gersauerstrasse 16, 6440

Brunnen

und Gewissensfreiheit nicht nur die Befol-

gung imperativer Glaubenssätze, vielmehr
erstreckt sich ihr Schutz auch auf Über-

Zeugungen, die für eine konkrete Lebens-
situation eine religiös motivierte Verhal-
tensweise zwar nicht zwingend fordern,
die in Frage stehende Reaktion aber für
das angemessene Mittel halten, um die

Lebenslage nach der Glaubenshaltung zu
bewältigen.»

Das Urteil verdient nicht nur unter
dem Gesichtspunkt eines verminderten
Respektes gegenüber Glaubensüberzeu-

gungen und Rassismus-Tendenzen Beach-

tung, sondern auch weil es das elterliche
Erziehungsrecht bejaht. Wenn auch unter
gewissen Vorbehalten, stellt das Bundes-
gericht fest: «Soweit die Elternrechte be-

troffen sind, hat sich der Staat allerdings
Zurückhaltung aufzuerlegen. Dies trifft
namentlich zu für den Bereich der reli-
giösen Erziehung.» Darauf können sich
meines Erachtens auch Eltern berufen,
die aus Überzeugung gewisse Formen des

Sexualunterrichts in der Schule ablehnen.
In diesem Zusammenhang sind auch

zwei Urteile aus Deutschland zu erwäh-
nen, die sich weitgehend mit dem Schwei-
zerischen Bundesgericht decken. Das

Bundesverwaltungsgericht in Berlin hob
am 25. August 1993 Urteile unterer Ge-
richte auf, indem es eine in Nordrhein-
Westfalen lebende muslimische Schülerin
vom koedukativen Sportunterricht aus

Glaubensgründen befreite (Urteil: Bun-
desverwaltungsgericht 6 C 8.91). Die tür-
kische Schülerin hatte geltend gemacht,
ihr islamischer Glaube verbiete es ihr, zu-
sammen mit Jungen Sport zu treiben. Eine
andere türkische Schülerin, die sich der
hanbalitischen Rechtsschule des Islams
zugehörig bezeichnete, für die alles verbo-
ten sei, was der Prophet nicht ausdrück-
lieh erlaubt habe, verlangte ebenfalls Be-
freiung vom Sportunterricht, da Sport-Be-
treiben «gegen den Geist des Korans» sei.

Das Verwaltungsgericht Freiburg ent-
schied am 10. November 1993 zugunsten
des individuellen Grundrechts auf Glau-
bensfreiheit (Urteil 2 K 1739/92) und be-

tonte, dass die Glaubensfreiheit nicht nur
Mitgliedern anerkannter Kirchen- und
Religionsgemeinschaften, sondern auch

Angehörigen anderer religiöser Vereini-

gungen zu gewährleisten sei und dass es

auf deren zahlenmässige Stärke oder Re-
levanz nicht ankomme. Das gelte auch für
Aussenseiter und Sektierer.

2. 1993 wies das Bundesgericht die Be-
schwerde eines Angehörigen der Reli-
gionsgemeinschaft der Sikhs ab. Dieser war
gebüsst worden, weil er als Lenker eines
Motorfahrrades keinen Schutzhelm trug.
Er machte geltend, dass seine Religion ihm

verbiete, das Haupt in der Öffentlichkeit
entblösst zu zeigen und dass jede Hand-

lung, die ihn zum Entblössen des Hauptes
zwinge, eine klare Diskriminierung bedeu-
te. Es sei nicht möglich, über dem Turban
einen Helm zu tragen. Das Bundesgericht
nahm keine Beeinträchtigung der Religi-
onsfreiheit an und erklärte, das Interesse

am Helmobligatorium überwiege, das

schwere Unfälle verhüten soll, die auch
durch hohe Folgekosten die Allgemeinheit
belasten (BGE 119 IV 260-265). Das Ur-
teil deckt sich mit einem Entscheid der Eu-
ropäischen Kommission für Menschen-
rechte vom 12. Juli 1978, die erkannte, die

Helmtragpflicht für Motorradfahrer sei

eine im Interesse der öffentlichen Sicher-
heit notwendige Massnahme, die gemäss
Art. 9 Abs. 2 EMRK einen Eingriff in die

Religionsfreiheit rechtfertige.
3. Das Verwaltungsgericht des Kantons

Zürich hat mit Entscheid vom 22. Dezem-
ber 1993 die Kirchensteuerpflicht juristi-
scher Personen bestätigt und als nicht ge-
gen die Glaubens- und Gewissensfreiheit
verstossend angesehen. Allerdings hat das

Veraltungsgericht seine mit der Recht-
sprechung des Bundesgerichts überein-
stimmende Praxis keiner erneuten um-
fassenden Prüfung unterzogen und hat

argumentiert, dass bei Aufhebung der Kir-
chensteuerpflicht juristischer Personen
ein «erhebliches Regelungsdefizit, das der

Verfassungsrichter nicht verantworten
könnte», entstünde (Zürcher Steuerpra-
xis, 1994, Heft Nr. 1, S. 62 f.). Dazu ist zu

sagen, dass der Verfassungsrichter in er-
ster Linie die Verfassungsmässigkeit zu

überprüfen hat und nicht die finanziellen
Auswirkungen, auch wenn die Kirchen-
Steuereinnahmen von juristischen Perso-

nen im Kanton Zürich auf 30-40 Millio-
nen Franken und gesamtschweizerisch auf
ca. 150 Millionen Franken geschätzt
werden. Low's Car/en

Pro/ Dr. tar. Lok/s Car/en war Direktor des

/ns/diiAs/i'ir Kirc/ieurec/d und Sfaa/skirc/ienrec/i/
fi« der Fectaxwi.v.ven.vc/iu/i7ie/ien Fnkidtä/ der
Dniversi'/ö/ Pretaarg/Sc/iwe/z

Amtlicher Teil

Alle Bistümer

Aufruf
Das internationale Gebetsapostolat

und die Verantwortlichen für das Gebets-
apostolat in der Schweiz zusammen mit
den Schweizer Bischöfen entsprechen
gerne dem Wunsch von Papst Johannes

Schweizerische Kirchenzeitung

Erscheint jeden Donnerstag

Fragen der Theologie und Seelsorge.
Amtliches Organ der Bistümer Basel, Chur,
St. Gallen, Lausanne-Genf-Freiburg und Sitten.

Hauptredaktor
Po// Werfte/, Dr. theo!
Maihofstrasse 74, 6006 Luzern
Briefadresse: Postfach 4141, 6002 Luzern
Telefon 041-395327, Telefax 041-395321

Mitredaktoren
Kurt Kock, Dr. theol., Professor
Lindenfeldsteig 9, 6006 Luzern
Telefon 041-514755
Franz 5/tonp/7i, Domherr
Wiedingstrasse 46, 8055 Zürich
Telefon 01-4512434
/ose/Wick, lie. theol., Pfarrer
Rosenweg, 9410 Heiden
Telefon 071-91 1753

Redaktioneller Mitarbeiter
Adrian Lore/an, lie. theol., Dr. iur. can.
Lindauring 13. 6023 Rothenburg
Telefon 041-53 74 33

Verlag, Administration, Inserate
Paeder Druck AG, Maihofstrasse 74

Briefadresse: Postfach 4141, 6002 Luzern
Telefon 041-23 0727, Postcheck 60-16201-4

Abonnemcntspreise
Jä/irt/ck Schweiz: Fr. 115.-:
Ausland Fr. 115 - plus Versandgebühren
(Land/See- oder Luftpost).
Änden/ennFonnemen/ Schweiz: Fr. 76.-.
Einzelnummer: Fr. 3.- plus Porto.

Nachdruck nur mit Genehmigung der Re-
daktion. Nicht angeforderte Besprechungsexem-
plare werden nicht zurückgesandt.

Redaktionsschluss und Schluss der Insera-
tenannahme: Montag, Arbeitsbeginn.



CH
426 SKZ 29-30/1994
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Bistum Basel

Ernennung
Auf Vorschlag der Dekanatsversamm-

lung Langenthal-Burgdorf-Seeland hat
Bischof Hansjörg Vogel auf den 1. Sep-
tember 1994 und für die laufende Amts-
période Herrn Pfarrer Wi/fi //o/steßer,
Wangen a. A., zum neuen Dekan des De-
kanates Langenthal-Burgdorf-Seeland er-
nannt. Tfcc/rö/7/c/ie Ka«z/er

Portugiesenseelsorge
im Kanton Aargau
Die Portugiesen im Kanton Aargau

werden in Zukunft vom Salettinerpater
Jose/ Gra/ betreut. Seine Adresse lautet:
Katholische Portugiesen-Mission, Untere
Grabenstrasse 33, 4800 Zofingen, Telefon
062-5154 59.

Luzern, 8. Juli 1994 S7G4F

Erratum
Im Lebensabriss von Bischof Anton

Hänggi, publiziert in Nr. 27-28 der SKZ

vom 7. Juli 1994, ist das Priesterweihe-
datum zu korrigieren; es ist der 2. Juli 1941

(nicht der 29. Juni 1941).

Bistum Chur

Ernennung
Diözesanbischof Wolfgang Haas er-

nannte
W«/fer ÖHc/zer, bisher Pfarrer in

Schwendi (OW), zum Pfarrer in Seedorf
(UR).

Diakonenweihe
Am Hochfest der Apostel Petrus und

Paulus, Mittwoch, 29. Juni 1994, hat der
Bischof von Chur, Msgr. Wolfgang Haas,
in der Pfarrkirche S. Francesco d'Assisi in
Le Prese (GR), Herrn Pno/o Pen, geboren
am 3. Oktober 1970 in Poschiavo (GR),
Bürger von Poschiavo (GR), wohnhaft in
Le Prese (GR), die hl. Diakonenweihe ge-
spendet.

Chur, 8. Juli 1994

ß/sc/rö/Z/c/re Kn«z/e;

Ausschreibung
Infolge Demission des bisherigen

Amtsinhabers wird die Pfarrei I/wtervaz
(GR) zur Wiederbesetzung ausgeschrie-
ben. Interessenten mögen sich melden bis

zum 25. AMgwsr 7994 beim Bischofsrat des

Bistums Chur, Hof 19, 7000 Chur.

Orden und
Kongregation

Schweizer Kapuzinerprovinz
Durch die Wahl von Bruder Paul Hin-

der zum Generaldefinitor des Kapuziner-
ordens ist in der Schweizer Provinz das

Amt des Provinzials frei geworden. In
Übereinstimmung mit den Satzungen wird
der bisherige Provinzvikar, Bruder
Ste/nwo ßro««er, die schweizerische

Kapuzinerprovinz bis zum nächsten Kapi-
tel im Juli 1995 leiten. Er behält seinen
Wohnsitz in Faido bei. Seine Adresse:
Convento, CP 346, 6760 Faido.

Die katholische Kirchgemeinde Wetzi-
kon-Gossau-Seegräben sucht per sofort
oder nach Vereinbarung

Opper für dJugend

Je nach Möglichkeit und Neigung sind fol-
gende Aufgabenbereiche denkbar;

- Aufbau eines offenen Jugendtreffs
- Begleitung bestehender Gruppierungen
- Mitentwicklung des neuen Firmenprojekts
- Oberstufen-Unterricht (Kokoru)
- Gestaltung von Jugendgottesdiensten

Es ist eine Ganz- oder Teilzeit-Anstellung
möglich. Die Anstellungsbedingungen ent-
sprechen den kantonalen Richtlinien.

Auskunft erteilen: Pfarrer Hans Schriber,
Wetzikon, Telefon 01-930 06 29; Markus
Widmer, Gemeindeleiter, Gossau, Telefon
01-9351420; Patrick Hächler, Kirchenpflege-
Präsident, Felsbergstr. 2, 8625 Gossau, Tele-
fon 01-935 34 51. Allfällige Bewerbungen
sind an ihn zu richten

Welcher ältere - und aufge-
schlossene Pfarrer möchte oder
muss aus gesundheitlichen
Gründen kürzertreten und
möchte die Pfarreileitung ei-
nem engagierten Laien übertra-
gen? Die sakramentalen Dienste
weiterhin spenden - wäre das
Ihr Wunsch? Ein erfahrener
Seelsorger um die 45 Jahre mit
Familie würde sich für diese Lei-
tungsaufgabe im Grossraum
Kanton Zürich interessieren.

Sich bitte melden unter Chiffre
1700 bei der Schweiz. Kirchen-
zeitung, Postfach 4141, 6002 Lu-
zern

Wir haben vor 5 Monaten unser
Betagtenzentrum eröffnet.
Auf Wunsch unserer Pensionäre
suchen wir für unsere Kapelle
eine hölzerne Antoniusstatue
(ca. 50 cm).
Telefon 041-89 95 OO

Frau Nussbaum
HeimleiterstellVertreterin

Aushilfspriester
mit langjähriger Pfarrei-Erfahrung,
mit guten Referenzen, 50 J., wissen-
schaftl. tätig, kann wieder Aushilfen
übernehmen für länger oder kürzer,
auch Wochenend-Aushilfe.

Chiffre 1697, Schweiz. Kirchenzei-
tung, Postfach 4141, 6002 Luzern

Als Atelier für Restaurierung, Vergoldung und Malerei

empfehlen wir uns für Restaurierung von Skulpturen,
Gemälden, Rahmen, Wand-
maiereien und Fassaden
Ausführung von Vergolder-
und Malerarbeiten
Untersuch und Bearbeitung
historischer Objekte

Xaver Stöckli Söhne AG, 6370 Stans

Tottikonstrasse 5

Telefon 041-61 16 35
Fax 041-61 00 36
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Die Doppelpfarrei
Rhein sucht einen

Ramsen und Stein am

Pfarrer
Infolge Pensionierung verlässt uns unser Pfarrer
Ende 1994 nach 21 jähriger seelsorgerischer
Tätigkeit.

Ramsen ist das einzige, mehrheitlich katholische
Dorf im Kanton Schaffhausen mit 600 Katholi-
ken.

Stein am Rhein mit grossem Touristenstrom, in
reizvoller Gegend gelegen, zählt 650 Katholiken.
Für die Mithilfe im Religionsunterricht ist eine
Katechetin in Teilzeit angestellt. Die Betreuung
der nachschulischen Jugend ist uns ein beson-
deres Anliegen.

Ihre Anfragen oder Bewerbung richten Sie bitte
an:

Herrn Adalbert Ruh, Wilen 19 G, 8262 Ramsen,
Telefon 054-4311 23, oder Herrn Ernst Meile,
Bahnhofstrasse 367, 8260 Stein am Rhein, Tele-
fon 054-41 1885

Die Pfarrei Kappel-Boningen sucht einen

dynamischen Pfarrer

oder einen Pfarreileiter / eine Pfarreileiterin.
Nach 40 Jahren Amtsführung ist Herr Pfarrer A.
Roetheli in den wohlverdienten Ruhestand getre-
ten. Das altehrwürdige Pfarrhaus wird dem-
nächst renoviert.

Kappel-Boningen ist eine Pfarrei im Kanton Solo-
thurn mit ca. 1700 Katholiken. Die Pfarrkirche,
die der Hl. Barbara geweiht ist, steht in Kappel. In

Boningen, wo rund ein Fünftel der Katholiken
wohnt, ist seit 1975 eine Bruder-Klaus-Kirche.
Die Pfarrei liegt im Einzugsgebiet der Stadt Ol-
ten. Die Gemeinde ist übersichtlich, gut struktu-
riert und hat ein reges Vereinsleben.

Mit Ihnen möchten wir das Amt neu besetzen
und die Zukunft neu in Angriff nehmen, etwa
nach dem Motto: Am guten Alten festhalten und
am Neuen sich freuen.

Auf Ihren Anruf freut sich: Theo Ineichen, Kirch-
gemeindepräsident, Büntenweg 344, 4616 Kap-
pel, Telefon 062-46 14 31

Rauchfreie

Opferlichte
in roten, farblosen oder bernsteinfarbenen Be-

ehern können Sie jederzeit ab Lager beziehen.
Unsere Becher sind aus einem garantiert umweit-
freundlichen, glasklaren Material hergestellt und
können mehrmals nachgefüllt werden.

Verlangen Sie bitte Muster und Offerte!

HERZOG AG
KERZENFABRIK SURSEE
6210 Sursee Telefon 045 - 21 10 38

REISEGARANTIE

Der REISEGARANTIE-Fonds
ist ab l.Juli 1994 die
Verwirklichung einer
gesetzlichen Vorschrift für
alle Reise-Veranstalter.

Reisegarantie gibt's nur in
geprüften Reisebüros.

ORBIS-REISEN gehört dazu.

Die mit dem neuen Gesetz ausserordentlich ver-
schärfte Haftung des Reiseveranstalters haben
wir mit einer Versicherungssumme von
10 Mio Franken pro Schadensfall abgedeckt.

Für Sie als Auftraggeber einer Pfarrei- oder
Vereinsreise ist es seit dem l.Juli von grösster
Bedeutung, welchem Partner Sie sich
anvertrauen. Denn nun haftet Ihr Partner Ihnen
gegenüber unbeschränkt. Und darum hat die
Schweizer Reisebranche den GARANTIEFONDS
gegründet..

Orbis-Reisen
Neugasse 40, 9001 St.Gallen, Tel. 071 22 21 33

Reise- und Feriengenossenschaft
der Christlichen Sozialbewegung
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Katholische Kirchgemeinde St. Gallen

Für unsere Pfarrei Dom mit ca. 6000 Katholiken im
Zentrum der Stadt St. Gallen suchen wir auf den 15.

August 1994 oder nach Vereinbarung

eine Katechetin oder einen Katecheten

im Vollamt. Die bewerbende Person sollte theologisch
aufgeschlossen und teambezogen arbeiten sowie wil-
lens sein, als lebendiges Glied mit uns in der Gemein-
de zu leben.

Der zu verantwortende Kompetenzbereich erstreckt
sich auf zwei Aufgabenfelder:
- Religionsunterricht auf der Oberstufe vorwiegend

sowie auf der Mittelstufe (max. 18 Wochenlektio-
nen), soweit möglich mit aktivem Bezug zum Pfar-
reileben;

- Mitplanung und -gestaltung der Pfarreiseelsorge
nach persönlichen Fähigkeiten und jeweiliger Ge-
meindeentwicklung nach Absprache mit dem Seel-
sorgeteam.

Die Besoldung und die Anstellung erfolgen gemäss
den Richtlinien der Katholischen Kirchgemeinde St.
Gallen.

Für weitere Auskünfte steht gerne zur Verfügung lie.
theol. Gregor Müller, Arbeitsstellenleiter, Frongarten-
Strasse 11, 9000 St. Gallen, Telefon 071-23 66 35

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu
richten an den Präsidenten des Kreiskirchenrates Cen-
trum, Plans Koller, Ilgenstrasse 20, 9000 St. Gallen

Die katholische Kirchgemeinde Sachsein
sucht auf Mitte Oktober oder nach Überein-
kunft eine/n

Mitarbeiter/in für
Katechese und Jugendarbeit

Schwerpunkte der Arbeit sind der Religions-
Unterricht sowie die pfarreiliche Jugendar-
beit. Die genauere Arbeitseinteilung möch-
ten wir im Gespräch mit Ihnen je nach Freu-
de und Fähigkeit festlegen. Es ist auch ein
Teilpensum möglich.

Wir freuen uns auf eine/n Mitarbeiter/in mit
abgeschlossener katechetischer Ausbildung
und der Bereitschaft zur Zusammenarbeit
im Pfarreiteam.

Auskünfte zu Ihrem zukünftigen Arbeitsge-
biet erteilt Ihnen gerne Pfarrer Josef Eberli,
Telefon 041-66 14 24. Ihre schriftliche Be-
Werbung senden Sie bitte mit den üblichen
Unterlagen an die Leiterin des Personal-
ressorts der Kirchgemeinde, Frau Anna von
Moos-Portmann, Brünigstrasse 250a, 6072
Sachsein

Opferschalen Kelche Tabernakel usw. Kunstemail
Planen Sie einen Um- oder Neubau Ihrer Kapelle? Wir beraten
Sie gerne und können auf Ihre Wünsche eingehen.

GEBR. JAKOB + ANTON HUBER
KIRCHENGOLDSCHMIEDE
6030 EBIKON (LU)
Kaspar-Kopp-Strasse 81 041-364400
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Kontaktfreudiger

Katechet/
Seelsorgehelfer
(CH, 57jährig, vh) sucht neu-
en Wirkungskreis. Bevorzug-
te Aufgabenbereiche: Kate-
chese, Erwachsenenbildung,
Liturgie, Öffentlichkeitsar-
beit.
Eintritt: ab I.September
1994.
Offerten an Chiffre 1701,
Schweiz. Kirchenzeitung,
Postfach 4141, 6002 Luzern

Auf den Spuren der Bibel in Israel
mit Hans Schwegler lie. theol.

PV/V ö/efen:

1. Seminar in Galiläa und Jerusalem (Feb. 1995)

2. Seminar «Exodus» in Eilat/Sinai (Nov. 1994)
Für Interessierte, zur Vorbereitung von Gemeindereisen.

3. Beratung und Gestaltung für Ihre Gemeindereise

4. Reiseleitungen durch Hans Schwegler
(noch freier Termin: 17. April-5. Mai 1995)

Telefon 01-481 70 20

FOX TRAVEL Albisstrasse 38
8038 Zürich

Meisterbetrieb

für Kirchenorgeln,
Hausorgeln,
Reparaturen, Reinigungen,
Stimmen und Service
(überall Garantieleistungen)

Orgelbau Hauser
8722 Kaltbrunn
Telefon Geschäft und Privat
055-75 24 32


	

